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7801-15-E 

Verordnung 
über die Bayerische Landesanstalt für Ernährung 

Vom 18. November 1988 

Auf Grund von Art. 1 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes 
über den Vollzug des Rechts der Ernährungswirt­
schaft und des landwirtschaftlichen Marktwesens 
(VollzGEMR) vom 10. Juli 1984 (GVBl S. 244, BayRS 
7800-4-E), § 1 der Verordnung über die Einrich­
tung der staatlichen Behörden (BayRS 200-1-S) 
und § 36 Abs. 3 der Gewerbeordnung in Verbindung 
mit § 1 Nr.l Buchst. e der Zuständigkeitsübertra­
gungsverordnung Landwirtschaft vom 30. Novem­
ber 1987 (GVBl S. 442, BayRS 7801-3-E) erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten folgende Verordnung: 

§ 1 

Rechtsstellung, Sitz, Dienststellen 

(1) Die Landesanstalt für Ernährung (Landes­
anstalt) ist eine dem Staatsminist.erium für Ernäh­
rung, Landwirtschaft und Forsten unmittelbar 
nachgeordnete Behörde mit Sitz in München. 

(2) Dienststellen der Landesanstalt sind 

1. die Außenstellen in Nürnberg und Kempten (All­
gäu), 

2. die staatlichen Marktbeobachtungsstellen in 
Augsburg, Memmingen, München, Nürnberg 
und Regensburg, 

3. die staatlichen Lehr- und Versuchsanstalten für 
Milchwirtschaft und Molkereiwesen in Kempten . 
(Allgäu) und Triesdorf (Lehr- und Versuchs­
anstalten). 

§2 

Aufgaben 

(1) In den Bereichen Ernährungswirtschaft und 
landwirtschaftliches Marktwesen (Art. 1 Abs. 1 
VollzGEMR) obliegen der Landesanstalt insbesondere 

1. der Vollzug der einschlägigen Rechts- und Ver­
wal tungsvorschriften, 

2. die Durchführung von Maßnahmen zur Erhal­
tung und Verbesserung der Wettbewerbsfähig­
keit der bayerischen Land- und Ernährungs­
wirtschaft, 

3. die Marktbeobachtung, 

4. die Mitwirkung bei der Aus- und Fortbildung. 

(2) In den Bereichen Ernährung und Hauswirt­
schaft obliegen der Landesanstalt insbesondere 

1. anwendungsorientierte Forschung und Durch­
führung von Versuchen und Untersuchungen, 
vor allem zur Förderung der gesunden Ernäh­
rung, 

2. die Veröffentlichung von Ergebnissen und Infor­
mationen, 

3. die Mitwirkung bei der Aus- und Fortbildung. 

(3) Den Lehr- und Versuchsanstalten sind im Be­
reich Milchwirtschaft und Molkereiwesen ein­
schließlich des Laborwesens übertragen 

1. die Mitwirkung bei der Aus- und Fortbildung, 

2. die Durchführung von Versuchen und Lehrgängen. 

(4) Im Rahmen ihrer Aufgaben kann die Landes­
anstalt auch gutachtlich tätig werden. 

§3 

Sachverständige 

Die Landesanstalt kann die Bestellung von Sach­
verständigen für die Einreihung von Fleisch in 
Handelsklassen und die Gewichtsfeststellung (§ 14c 
Abs.2 des Vieh- und Fleischgesetzes) davon abhän­
gig machen, daß 

1. die Bewerber die für eine ordnungsgemäße Sach­
verständigentätigkeit und deren Uberwachung 
erforderlichen Verpflichtungen übernehmen, 
vor allem zur Führung und Vorlage von Tätig­
keitsnachweisen und zur Teilnahme an Fortbil­
dungsveranstal tungen, 

2. der einsetzende Betrieb die Gewähr für eine ord­
nungsgemäße Sachverständigentätigkeit und 
deren Uberwachung bietet. 

§4 

Sachaufwand 

1 Den Sachaufwand tragen 

1. der Milchwirtschaftliche Verein Allgäu-Schwa­
ben e.V für die Lehr- und Versuchsanstalt in 
Kempten (Allgäu), 

2. der Milchwirtschaftliche Verein Franken e.V für 
die Lehr- und Versuchsanstalt in Triesdorf. 

2Unberührt bleibt die Verordnung über die staatli­
chen landwirtschaftlichen und forstwirtschaftli­
chen Fachschulen und die staatlichen Fachakade­
mien für Landwirtschaft vom 1. März 1983 (GVBl 
S. 103, BayRS 7803-3-E), geändert durch Verord­
nung vom 12 . August 1988 (GVBl S. 275). 

§5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1989 in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außerKraft: 

1. die Verordnung über die Bayerische Landesanstalt 
für Ernährung (BayRS 7801-15-E), geändert 
durch Verordnung vom 30. Juni 1983 (GVBl S. 546), 

2. die Verordnung über die staatlichen Lehr- und 
Versuchsanstalten für Milchwirtschaft und Mol­
kereiwesen in Kempten (Allgäu) und in Triesdorf 
(BayRS 7801-10-E). 

München, den 18. November 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Simon N ü s sei, S taa tsminister 
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2125-2-2-1 

Verordnung 
zur Änderung der Zweiten Verordnung 

zur Durchführung des Weingesetzes 

Vom 27. November 1988 

Auf Grund von § 10 Abs. 11 Satz 3 und § 71 Abs. 2 
des Weingesetzes in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 27. August 1982 (BGBl I S. 1196), geän­
dert durch Gesetz vom 20. März 1985 (BGBl I 
S. 567), in Verbindung mit § 1 Abs. 1 der Verordnung 
über Zuständigkeiten auf Grund des Weingesetzes 
und des Weinwirtschaftsgesetzes vom 22 . Februar 
1983 (GVBl S.36, BayRS 2125-2-1-1), geändert 
durch Verordnung vom 5. Februar 1985 (GVBl S. 12, 
ber. S. 30), erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium des Innern im Einvernehmen mit dem Bayeri-

Eingetragener Lagename 

"Frankenberger Schloßstück 

Burgberg 

§2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. April 1989 in 
Kraft. 

(2) Soweit Wein aus dem Gebiet der neuen Groß­
lagen "Frankenberger Schloßstück" und "Burg­
berg" vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung ab­
gefüllt worden ist oder abgefüllt wird, darf dieser 
zeitlich unbeschränkt auch noch unter der bisheri-

schen Staatsministerium für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten folgende Verordnung: 

§ 1 

In der Anlage 2 der Zweiten Verordnung zur 
Durchführung des Weingesetzes vom 8. Mai 1985 
(GVBl S.449, BayRS 2125-2-2-1) werden im Ab­
schnitt "Bereich Steigerwald" Unterabschnitt 
"Großlagen" folgende Positionen angefügt: 

anzugebender Gemeindename 

I ppesheim oder Weigenheim (wahlweise) 

Ipsheim". 

gen Herkunftsbezeichnung " Frankenberger 
Schloßstück" in den Verkehr gebracht werden. 

München, den 27 . November 1988 

Bayerische.s Staatsministerium des Innern 

Dr. Edmund Stoi ber, Staatsminister 

2032-2-41-J 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

zur Abgeltung der Bürokosten der Gerichtsvollzieher 

Vom 28. November 1988 

Auf Grund des Art. 49 Abs.3 des Bundesbesol­
dungsgesetzes in Verbindung mit § 1 der Verord­
nung zum Vollzug des § 49 Abs. 3 des Bundesbesol­
dungsgesetzes (BayRS 2032-2-1-F) erläßt das 
Bayerische Staatsministerium der Justiz im Ein­
vernehmen mit dem Bayerischen Staatsministe­
rium der Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung zur Abgeltung der Bürokosten 
. der Gerichtsvollzieher (BayRS 2032-2-41-J), zu­
letzt geändert durch Verordnung vom 25. Novem­
ber 1987 (GVBl S. 447), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Satz 2 wird die Zahl ,,1987" durch die Zahl 
,,1988" ersetzt. 

2. In § 3 Abs. 2 Sätze 1 und 3 werden die Beträge 
,,24 100 DM" und ,,6025 DM" durch die Beträge 
,,23500 DM" und ,,5875 DM" ersetzt. 

§2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1.Ja­
nuar 1988 in Kraft. 

München, den 28. November 1988 

Bayerisches Staatsministerium der Justiz 

Dr. M. Berghofer-Weichner 

Staatsministerin 
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210-1-1-I 

Verordnung 
über Zuständigkeiten im Paßwesen 

Vom 28. November 1988 

Auf Grund des Art. 12 Abs. 3 des Gesetzes zur 
Ausführung des Gesetzes über Personalausweise' 
und des Paß gesetzes (AGPersPaßG) vom 7. März 
1987 (GVBl S. 72, BayRS 210-1-I) erläßt das Baye­
rische Staatsministerium des Innern folgende Ver­
ordnung: 

§ 1 

Paßbehörden für die Ausstellung, Versagung und 
Entziehung von 

1. Grenzübertrittsausweisen nach dem deutsch­
österreichischen Vertrag über zoll- und paß­
rechtliche Fragen, die sich an der deutsch-öster­
reichischen Grenze bei Staustufen und Grenz­
brücken ergeben, vom 31. Mai 1967 (BGB11970 II 
S . 697), geändert durch Vertrag vom 27. April 
1983 (BGBl1984 II S . 832), 

2. Ausweisen für Binnenschiffer und deren Fami­
lienangehörige für die Flußschiffahrt auf der 
Donau (Donauschifferausweise) nach § 2 Abs . 1 

Nr.4 der Verordnung über die Befreiung von der 
Paß pflicht und zur Bestimmung von amtlichen 
Ausweisen als Paßersatz (DVPaßG) vom 2. Ja­
nuar 1988 (BGBl I S . 13) 

für Deutsche im Sinn des Art. 116 des Grundgeset­
zes sind die Dienststellen der Bayerischen Grenz­
polizei. 

§2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1989 in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über Zustän­
digkeiten im Paßwesen (BayRS 210-1-1-I) außer 
Kraft . 

München, den 28. November 1988 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Edmund Stoi b er, Staatsminister 

2210-8-2-1-1-VVK 

Sechste Verordnung 
zur Änderung der Vergabeverordnung ZVS 

Vom 30. November 1988 

Auf Grund von Art. 16 Abs. 1 Nm. 1 bis 13 des 
Staatsvertrags über die Vergabe von Studienplät­
zen vom 14. Juni 1985 (GVBI 1986 S.218, BayRS 
2210-8-1-VVK) sowie Art . 11 Abs. 2 des Gesetzes 
zur Ausführung des Staatsvertrags über die Ver­
gabe von Studienplätzen vom 19. Februar 1988 
(GVBI S.18, BayRS 2210-8-2-VVK) erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für VVissenschaft 
und Kunst folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die zentrale Vergabe von Stu­
dienplätzen und die Durchführung eines Feststel­
lungsverfahrens (Vergabeverordnung ZVS) vom 
31. Juli 1985 (GVBl S.294, BayRS 2210-8-2-1-1-
VVK) , zuletzt geändert durch Verordnung vom 
5. Mai 1988 (GVBl S. 120), wird wie folgt geändert: 

1. § 27 wird wie folgt geändert : 

a) In Absatz 1 Satz 4 Halbsatz 1 wird das Semi­
kolon durch ein Komma ersetzt und folgender 
Satzteil angefügt : "es sei denn, die Annahme 
des Studienplatzes war dem Bewerber aus 
schwerwiegenden Gründen nicht zumut­
bar;" , 

b) in Absatz 7 Satz 1 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgender Satzteil ange­
fügt : "es sei denn, die Annahme des Studien­
platzes war dem Bewerber aus schwerwiegen­
den Gründen nicht zumutbar. " 

2. Anlage 1 wird wie folgt geändert : 

a) Bei dem VVort "Betriebswirtschaft" wird das 
Fußnotenzeichen ,, 2" gestrichen, 

b) in der fußnote 2 werden die VVorte "VVinter­
semester 1988/89" durch die VVorte "Sommer­
semester 1989" ersetzt. 

§2 

1 Diese Verordnung tritt am 15. D~zember 1988 in 
Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Vergabeverfahren 
zum Sommersemester 1989. 

München, den 30. November 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft und Kunst 

Prof. W VV i I d , Staatsminister 
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1012-2-59-1 

Verordnung 
zur Änderung des Gebiets von Gemeinden, 

Landkreisen und Bezirken 

Vom 4. Dezember 1988 

Auf Grund der Art. 8 und 9 der Bezirksordnung, 
der Art. 8 und 9 der Landkreisordnung und der 
Art. 11 und 12 der Gemeindeordnung erläßt das 
Bayerische Staatsministerium des Innern folgende 
Verordnung: 

§ 1 

Änderung des Gebiets 
der Gemeinde Pleiskirchen, 

Landkreis Altötting, 
Regierungsbezirk Oberbayern, und 

der Gemeinde Geratskirchen, 
Landkreis Rottal-Inn, 

Regierungsbezirk Niederbayern 

(1) In die Gemeinde Pleiskirchen wird aus der 
Gemeinde Geratskirchen das Flurstück 111/2 der 
Gemarkung Geratskirchen mit einer Fläche von 
466 m 2 umgegliedert. 

(2) Gleichzeitig wird das Gebiet der Landkreise 
Altötting und Rottal-Inn und der Regierungsbe­
zirke Oberbayern und Niederbayern geändert. 

(3) Das Umgliederungsflurstück ist in den Verän­
derungsnachweisen Nr.200 Gemarkung Wald 
b . Winhöring des Vermessungsamts Burghausen 
und Nr. 235 Gemarkung Geratskirchen desVermes­
sungsamts Pfarrkirchen ausgewiesen. 

§2 

Änderung des Gebiets 
der Gemeinde Pleiskirchen, 

Landkreis Altötting, 
Regierungsbezirk Oberbayern, und 

der Gemeinde Mitterskirchen, 
Landkreis Rottal-Inn, . 

Regierungsbezirk Niederbayern 

(1) In die Gemeinde Mitterskirchen wird aus der 
Gemeinde Pleiskirchen das Flurstück 1945/3 der 
Gemarkung Wald b. Winhöring mit einer Fläche 
von 5 m 2 umgegliedert. 

(2) In die Gemeinde Pleiskirchen werden aus der 
Gemeinde Mitterskirchen umgegliedert die Flur­
stücke 

der Gemarkung Mitterskirchen 

1103/3 
1103/4 

Flächeinm2 

4 
135. 

(3) Gleichzeitig wird das Gebiet der Landkreise 
Altötting und Rottal-Inn und der Regierungsbe­
zirke Oberbayern und Niederbayern geändert. 

(4) Die Umgliederungsflurstücke sind in den Ver­
änderungsnachweisen Nr.253 Gemarkung Wald 

b. Winhöring des Vermessungs amts Burghausen 
und Nr.456 Gemarkung Mitterskirchen des Ver­
messungsamts Pfarrkirchen ausgewiesen. 

§3 

Änderung des Gebiets 
des Marktes Marktl, Landkreis Altötting, 

Regierungsbezirk Oberbayern, und 
der Gemeinde Zeilarn, Landkreis Rottal-Inn, 

Regierungsbezirk Niederbayern 

(1) In den Markt Marktl werden aus der Ge­
meinde Zeilarn umgegliedert die Flurstücke 

der Gemarkung Gumpersdorf Flächeinm2 

968/2 227 
1024/23 43 
1034/3 39. 

(2) In die Gemeinde Zeilarn werden aus dem 
Markt Marktl umgegliedert die Flurstücke 

der Gemarkung Marktlberg Fläche in m 2 

1360/1 222 
1360/2 190. 

(3) Gleichzeitig wird das Gebiet der Landkreise 
Altötting und Rottal-Inn und der Regierungsbe­
zirke Oberbayern und Niederbayern geändert. 

(4) Die Umgliederungsflurstücke sind in den Ver­
änderungsnachweisen Nr. 462 Gemarkung Gum­
persdorf des Vermessungsamts Simbach a. Inn und 
Nr. 176 Gemarkung Marktlberg des Vermessungs­
amts Burghausen ausgewiesen. 

§4 

Änderung des gemeindefreien Gebiets 
Haunstetter Forst, 

Landkreis Eichstätt, 
Regierungsbezirk Oberbayern, und 
der Stadt Greding, Landkreis Roth, 

Regierungsbezirk Mittelfranken 

(1) In die Stadt Greding wird aus dem gemeinde­
freien Gebiet Haunstetter Forst das Flurstück 
1499/28 der Gemarkung Haunstetten mit einer 
Fläche von 1 473 m 2 umgegliedert. 

(2) Gleichzeitig wird das Gebiet der Landkreise 
Eichstätt und Roth und der Regierungsbezirke 
Oberbayern und Mittelfranken geändert. 

(3) Das Umgliederungsgebiet ist in den Verände­
rungsnachweisen Nr.130 Gemarkung Haunstetten 
des Vermessungsamts Eichstätt und Nr. 43 Gemar­
kung Kaising des Vermessungsamts Schwabach 
ausgewiesen. 
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§5 

Änderung des Gebiets 
der Gemeinde Burgheim, 

Landkreis Neuburg-Schrobenhausen, 
Regierungsbezirk Oberbayern, und 

der Stadt Rain, 
Landkreis Donau-Ries, 

Regierungsbezirk Schwaben 

(1) In die Gemeinde Burgheim wird aus der Stadt 
Raip: das Flurstück 78/1 der Gemarkung Gempfing 
mit einer Fläche von 191 m 2 umgegliedert. 

(2) In die Stadt Rain wird aus der Gemeinde 
Burgheim das Flurstück 327/1 der Gemarkung 
Kunding mit einer Fläche von 55 m 2 umgegliedert. 

(3) Gleichzeitig wird das Gebiet der Landkreise 
Neuburg-Schrobenhausen und Donau-Ries und 
der Regierungsbezirke Oberbayern und Schwaben 
geändert. 

(4) Die Umgliederungsflurstücke sind in dem Ver­
änderungsnachweis Nr.61 Gemarkung Kunding 
des Vermessungsamts Donauwörth ausgewiesen. 

§6 

Änderung des Gebiets 
der Gemeinde Gachenbach, 

Landkreis Neuburg-Schrobenhausen, 
Regierungsbezirk Oberbayern, und 

des Marktes Kühbach, 
Landkreis Aichach-Friedberg, 
Regierungsbezirk Schwaben 

(1) In die Gmeinde Gachenbach wird aus dem 
Markt Kühbach das Flurstück 181/1 der Gemar­
kung Stockensau mit einer Fläche von 1429 m 2 um­
gegliedert. 

(2) Gleichzeitig wird das Gebiet der Landkreise 
Neuburg-Schrobenhausen und Aichach-Friedberg 
und der Regierungsbezirke Oberbayern und 
Schwaben geändert. 

(3) Das Umgliederungsflurstück ist in den Verän­
derungsnachweisen Nr.131 Gemarkung Gachen­
bach des Vermessungsamts Ingolstadt und Nr. 53 
Gemarkung Stockensau des Vermessungsamts 
Aichach ausgewiesen. 

§7 

Änderung des Gebiets 
des Marktes Mallersdorf-Pfaffenberg, 

Landkreis Straubing-Bogen, 
Regierungsbezirk Niederbayern, und 

des Marktes Schierling, 
Landkreis Regensburg, 

Regierungsbezirk Oberpfalz 

(1) In den Markt Schierling werden aus dem 
Markt Mallersdorf-Pfaffenberg umgegliedert die 
Flurstücke 

der Gemarkung Rolztraubach 

165/2 
165/3 
168/7 
165/1 

Flächeinm2 

463 
822 

7 
359. 

(2) Gleichzeitig wird das Gebiet der Landkreise 
Straubing-Bogen und Regensburg und der Regie­
rungsbezirke Niederbayern und Oberpfalz geän­
dert. 

(3) Die Umgliederungsflurstücke sind in den Ver­
änderungsnachweisen Nr. 465 Gemarkung Zaitz­
kofen und Nr.217 Gemarkung Rolztraubach des 
Vermessungsamts Regensburg ausgewiesen. 

§8 

Änderung des Gebiets 
des Marktes Konnersreuth, 
Landkreis Tirschenreuth, 

Regierungsbezirk Oberpfalz, und 
der Stadt Arzberg, 

Landkreis Wunsiedel i. Fichtelgebirge, 
Regierungsbezirk Oberfranken 

(1) In den Markt Konnersreuth werden aus der 
Stadt Arzberg umgegliedert die Flurstücke 

der Gemarkung Raid 

493/1 

Flächeinm2 

34 
18. 497/1 

(2) Gleichzeitig wird das Gebiet der Landkreise 
Tirschenreuth und Wunsiedel i. Fichtelgebirge und 
der Regierungsbezirke Oberpfalz und Oberfranken 
geändert. 

(3) Die Umgliederungsflurstücke sind in den Ver­
änderungsnachweisen Nr.353 Gemarkung Kon­
dr.au des Vermessungs amts Tirschenreuth und 
Nr. 129 Gemarkung Raid des Vermessungsamts 
Wunsiedel ausgewiesen. 

§9 

Einsicht in die Veränderungsnachweise 

Die Veränderungsnachweise liegen bei den ge­
nannten Vermessungsämtern auf und können von 
jedermann eingesehen werden. 

§ 10 

Fortgeltung des Orts-, Kreis- und 
Bezirksrechts 

Im jeweiligen Umgliederungsgebiet tritt das 
Recht der abgebenden Gebietskörperschaften 
außer Kraft und das Recht der aufnehmenden Ge­
bietskörperschaften in Kraft. 

§11 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1989 in 
Kraft. 

München, den 4. Dezember 1988 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Edmund Stoiber, Staatsminister 
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2013-2-9-F 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 
über die Benutzungsgebühren 

der staatlichen Vermessungsämter 

Vom 5. Dezember 1988 

Auf Grund des Art. 25 Abs. 1 Nr. 1 des Kostenge­
setzes erläßt das Bayerische Staatsministerium der 
Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 
Die Verordnung über die Benutzungsgebühren 

der staatlichen Vermessungs ämter (GebOVerm) 
vom 10. Dezember 1987 (GVBl S.451, BayRS 
2013-2-9-F) wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht erhält § 6 folgende Fas­
sung: 
,, § 6 Gebühren für Auszüge aus dem Kataster­

kartenwerk und dem Katasterzahlen­
werk, für Nachweise der Landesvermes­
sung sowie für die Nutzung des Automati­
sierten Liegenschaftsbuchs" . 

2. § 1 Abs. 1 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

,,5. Abgabe von Auszügen aus dem Kataster­
kartenwerk einschließlich erforderlicher 
repro- oder zeichentechnischer Arbeiten, 
von Auszügen aus dem Katasterzahlen­
werk, von Nachweisen der Landesvermes­
sung sowie die Nutzung des Automatisier­
ten Liegenschaftsbuchs, " . . 

3. § 2 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
a) In Nummer 1 wird ,,81 DM" durch ,,85 DM" 

ersetzt , 
b) in Nummer 2 wird ,, 56 DM" durch ,, 59 DM" 

ersetzt, 
c) in Nummer 3 wird ,,46 DM" durch ,,48 DM" 

ersetzt, 
d) in Nummer 4 wird ,,41 DM" durch ,, 43 DM" 

ersetzt, 
e) in Nummer 5 wird ,, 78 DM" durch ,, 82 DM" 

ersetzt , 
f) in Nummer 6 wird ,,53 DM" durch ,,56 DM" 

ersetzt , 
g) in Nummer 7 wird ,,43 DM" durch ,,45 DM" 

ersetzt, 
h) in Nummer 8 wird ,, 38 DM" durch ,, 40 DM" 

ersetzt. 

4. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert : 
a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,, 1 Die Gebühr für die Herstellung einer Flur­
karte 1 :1000 (Flurkartenherstellung) be­
trägt, wenn Außendienstarbeiten oder um­
fangreiche Koordinierungsarbeiten im Innen­
dienst anfallen, 51)0 DM je Hektar des Gebiets, 
in dem diese Arbeiten geleistet werden." 

b) Satz 3 erhält folgende Fassung: 
,,3Die Gebühr je Flurkarte beträgt minde­
stens 500 DM." 

5. § 6 erhält folgende Fassung: 

,,§ 6 

Gebühren für Auszüge 
aus dem Katasterkartenwerk und 

dem Katasterzahlenwerk, 
für Nachweise der Landesvermessung 

sowie für die Nutzung des 
Automatisierten Liegenschaftsbuchs 

Die Gebühren für die Abgabe von Auszügen 
aus dem Katasterkartenwerk einschließlich er­
forderlicher repro- oder zeichentechnischer 
Arbeiten, von Auszügen aus dem Katasterzah­
lenwerk, von Nachweisen der Landesvermes­
sung sowie für die Nutzung des Automatisier­
ten Liegenschaftsbuchs bemessen sich nach 
dem Gebührenverzeichnis (Anlage)." 

6. § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert : 

a) Es werden folgende neue Nummern 2 und 3 
eingefügt: 

,,2. Aufwendungen für besonders teueres 
Verpackungsmaterial (Kartenrollen, 
Packbretter u. ä.), 

3. Aufwendungen für elektronische Daten­
träger (Magnetbänder, Disketten u. ä.),". 

b) Die bisherigen Nummern 2 bis 4 werden 
Nummern 4 bis 6. 

7. In § 8 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 wird jeweils das Wort 
" erstmalige " gestrichen; nach dem Wort "zur" 
wird jeweils das Wort" erstmaligen" eingefügt. 

8. § 9 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Es werden folgende neue Nummern 3 und 4 
eingefügt: 

,,3. für die erstmalige Abgabe der Orts­
grundkarte, die auf einer maßhaltigen 
Folie aus der Flurkarte, dem Kataster­
zahlenwerk und gegebenenfalls zusätzli­
chen bodenbezogenen Informationen im 
Zusammenhang mit einer beantragten 
Katasterneuvermessung oder Flurkar­
tenherstellung erstellt wird, 

4 . für die erstmalige Abgabe der Koordina­
ten (einschließlich nicht zusätzlich zu 
bestimmender Höhenangaben) ausge­
wählter und dauerhaft vermarkter Kata­
sterfestpunkte im Zusammenhang mit 
einer beantragten Katasterneuvermes­
sung, " . 

b) Die bisherigen Nummern 3 bis 5 werden 
Nummern 5 bis 7. 
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9. § 11 erhält folgende Fassung: 

,,§ 11 

Fälligkeit 

der geschuldeten Gebühren und Auslagen zu­
rückbehalten werden. " 

11. Die Anlage (Gebührenverzeichnis - GebVz) 
wird wie folgt geändert: 

Die Gebühren und Auslagen werden mit Be­
endigung der Leistung oder der Zurücknahme des 
Antrags oder zum vereinbarten Termin fällig." 

a) In Nummer 1 Abs. 4 werden die Worte ,,(siehe 
Nr.1.5)" durch die Worte ,,(siehe Nr. 1.6)" er­
setzt. 

10. § 12 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Urkunden, Schriftstücke, Karten, Zeichnun­
gen und Datenträger können bis zur Bezahlung 

b) In Nr.1.3.2.4 werden die Worte "gilt Nr. 1.5" 
durch die Worte "gilt Nr. 1.6" ersetzt. 

c) Es wird folgende neue Nr. 1.3.5.8 eingefügt: 

,,1.3.5.8 bei Fertigung im Lichtpausverfahren 50 v.H. von Nr.1.3.5.1 
oder Nr.1.3 .5.2 
oder Nr.1.3 .5.3 
oder Nr.1.3.5.4 
oder Nr.1.3.5.5 
oder Nr.1.3.5.6 
oder Nr.1.3.5.7". 

d) Die bisherige Nr. 1.3.5.8 wird Nr. 1.3.5.9. 

e) Die bisherige Nr. 1.3.5.9 wird Nr. 1.3.5.10 und erhält folgende Fassung: 

200 v.H . von Nr. 1.3.5.9". 

f) In Nr.1.3.7 werden die Worte "nach Nr.1.1.1 und gegebenenfalls Nr.1.1.2" durch die Worte "nach 
Nr. 1.1 und gegebenenfalls Nr. 1.2" ersetzt. 

g) Nr. 1.3.8.3 erhält folgende Fassung: 

,,1.3 .8.3 bei transparentem Material 120 v.H. von Nr. 1.3.8.1 
und gegebenenfalls 
200v.H. vonNr.1.1.2". 

h) Nr. 1.4 erhält folgende Fassung: 

,,1.4 Auszüge aus dem Flurkartenwerk in digitaler Form auf 
Datenträger 0 h n e Vereinbarung 
je Flurkartenblatt 320DM". 

i) Es wird folgende neue Nr. 1.5 eingefügt: 

,,1.5 Auszüge aus dem Flurkartenwerk in digitaler Form auf 
Datenträger einschließlich künftiger Aktualisierungen 
auf G run d einer Vereinbarung 
Für diese Leistung wird jährlich eine Gebühr erhoben, 
die sich aus der Zahl der im vereinbarten Gebiet in digi-
taler Form zur Verfügung stehenden Flurkarten wie folgt 
errechnet: 
Je Flurkarte, die erstmals zur Verfügung steht, wird ein 
Betrag von 320DM 
erhoben. 
Je Flurkarte, die bereits einmal zur Verfügung stand, wird 
ein Betrag von 160DM 
erhoben.". 

j) Die bisherige Nr.1.5 wird Nr.1.6; die Worte "bis 1.3 abgegolten" werden durch die Worte "bis 1.5 
abgegolten" ersetzt. 

k) Nr. 2.2.2 erhält folgende Fassung: 

,,2.2.2 Abgabe ganzer Numerierungsbezirke auf Datenträger 
ohne Verembarung 

je Numerierungsbezirk 80DM". 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt NI'. 27/1988 

1) Es wird folgende Nr. 2.2 .3 eingefügt: 

,,2.2.3 Abgabe ganzer Numerierungsbezirke auf Datenträger 
emschlleßlich künftiger Aktualisierungen auf G run d 
emer Verem barung 
Für diese Leistung wird jährlich eine Gebühr erhoben, 
die sich aus der Zahl der im vereinbarten Gebiet zur Ver-
fügung stehenden Numerierungsbezirke wie folgt er-
rechnet: 
Je Numerierungsbezirk, der erstmals zur Verfügung steht, 
wird ein Betrag von 
erhoben. 
Je Numerierungsbezirk, der bereits einmal zur Verfügung 
stand, wird ein Betrag von 
erhoben. " . 

m) Es wird folgende neue Nwnmer 4 eingefügt: 

,,4 Nutzung des Automatisierten Liegenschafts­
buchs (ALB) 

Die Nutzung des ALB ist grundsätzlich in einer Verein­
barung mi t dem An tragsteller zu regeln. 

Folgende Leistungen werden angeboten: 

- Bereitstellung der Flurstücksgrunddaten (z.B . 
Nummer, Lagebezeichnung, Gebäudebeschrieb, Flä­
che, Nutzungsart) 

- Bereitstellung der Eigen tümergrundd a ten (z. B. 
Name, Anschrift, Eigentumsverhältnisse) 

- Bereitstellung und Pflege der An wen der pro -
gramme der Vermessungsverwal tung zur 
Nutzung und Aktualisierung der Daten (einschließlich 
der notwendigen Einweisung von Mitarbeitern des 
Antragstellers) 

- Bereitstellung der zusätzlich übernommenen öffen t­
li ch - re c h tl i c hen Da t en in das ALB als nachricht­
liche Hinweise·(z. B. Naturschutz, Denkmalschutz) . 

Für je d e dieser Leistungen wird jährlich eine Gebühr 
erhoben, die sich aus der Zahl der zu Beginn eines Kalen­
derjahres (Stichtag 1. Januar) im ALB zur Verfügung 
stehenden Flurstücke des vereinbarten Gebiets wie folgt 
errechnet : 

4.1 Bereitstellung der Flurstücksgrunddaten 

Je Flurstück, dessen Daten erstmals am Stichtag zur Ver­
fügung stehen, wird für 

- das erste bis 20 000 . Flurstück ein Betrag von 

- das 20001. bis 100 OOO.Flurstück ein Betrag von 

- jedes weitere Flurstück ein Betrag von 

erhoben. 

Je Flurstück, dessen Daten bereits an einem früheren 
Stich tag zur Verfügung standen, wird für 

- das erste bis 20000. Flurstück ein Betrag von 

- das 20 001. bis 100 000. Flurstück ein Betrag von 

- jedes weitere Flurstück ein: Betrag von 

erhoben. 

80DM 

40DM 

0,50DM 

0,30DM 

0,20DM 

0,25DM 

0,15DM 

0,10DM 
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Bereitstellung der Eigentümergrunddaten 

Je Flurstück, dessen Daten erstmals am Stichtag zur Ver­
fügung stehen, wird für 

- das erste bis 20000. Flurstück ein Betrag von 

- das 20 001. bis 100 000. Flurstück ein Betrag von 

- jedes weitere Flurstück ein Betrag von 

erhoben. 

Je Flurstück, dessen Daten bereits an einem früheren 
Stichtag zur Verfügung standen, wird für 

- das erste bis 20 000. Flurstück ein Betrag von 

- das 20001. bis 100 000. Flurstück ein Betrag von 

- jedes weitere Flurstück ein Betrag von 

erhoben. 

Bereitstellung und Pflege der Anwenderprogramme der 
Vermessungsverwaltung 

Je Flurstück, dessen Daten am Stichtag erstmals durch 
Anwenderprogramme der Vermessungsverwaltung ge­
nutzt werden können, wird für 

- das erste bis 20 000. Flurstück ein Betrag von 

- jedes weitere Fl urstück ein Betrag von 

erhobeTJ.. 

Je Flurstück, dessen Daten bereits an einem früheren 
Stichtag durch Anwenderprogramme der Vermessungs­
verwaltung genutzt werden konnten, wird für 

- das erste bis 20 000. Flurstück ein Betrag von 

- jedes weitere Flurstück ein Betrag von 

erhoben. 

4.4 Bereitstellung der zusätzlich übernommenen öffentlich­
rechtlichen Daten 

4.5 

Je Flurstück, das erstmals am Stichtag Hinweise enthält, 
ob nachrichtlich übernommene öffentlich-rechtliche 
Daten vorliegen, wird für 

- das erste bis 20 000 . Flurstück ein Betrag von 

- das20 001. bis 100 000. Flurstück ein Betrag von 

- jedes weitere Flurstück ein Betrag von 

erhoben. 

Je Flurstück, das bereits an einem früheren Stichtag Hin­
weise enthielt, ob nachrichtlich übernommene öffentlich­
rechtliche Daten vorliegen, wird für 

- das erste bis 20000. Flurstück ein Betrag von 

- das 20 001. bis 100 000. Flurstück ein Betrag von 

- jedes weitere Flurstück ein Betrag von 

erhoben. 

Sonstige Leistungen 

Nicht in den Nm. 4.1 bis 4.4 aufgeführte Leistungen (z. B. 
spezielle statistische Auswertungen) 

Für den Zeitaufwand sind die Stundensätze nach § 2 
Abs.2 in Ansatz zu bringen. Zuschläge nach § 2 Abs. 3 
werden nicht erhoben. 

Zeitaufwand von weniger als einer Viertelstunde wird 
nicht verrechnet. " . 

0,40DM 

0,20DM 

0,10DM 

0,20DM 

0,10DM 

0,05DM 

0,10DM 

0,06DM 

0,05DM 

0,03DM 

0,50DM 

0,30DM 

0,20DM 

0,25DM 

0,15DM 

0,10DM 

nach Zeit- und Material­
aufwand 
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n) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5; die 
Worte "Nm. 1 bis 3" werden durch die Worte 
"Nrn.1 bis 4" ersetzt. 

§2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1989 in 
Kraft. 

(2) Soweit Zeitgebühren anfallen, gelten für Lei­
stungen, die vor dem Inkrafttreten dieser Verord­
nung erbracht wurden, die bisherigen Stundensätze. 

München, den 5. Dezember 1988 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Gerold Tandler, Staatsminister 
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95- 7- W 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

zur Einführung der Verordnung 
über die Schiffahrt auf dem Bodensee 

Vom 6. Dezember 1988 

Auf Grund des Art. 1 des Gesetzes über die 
Schiffahrt auf dem Bodensee (BayRS 95-6-W) er­
läßt das Bayerische Staatsministerium für Wirt­
schaft und Verkehr im Einvernehmen mit den Baye­
rischen Staatsministerien des Innern, der Justiz , 
für Unterricht und K4ltus , der Finanzen, für Er­
n ährung, Landwirtschaft und Forsten sowie für 
Landesentwicklung und Umweltfragen folgende 
Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung zur Einführung der Verordnung 
über die Schiffahrt auf dem Bodensee - EV-Boden­
seeSchO - vom 20. März 1976 (GVBl S . 55 , BayRS 
95-7-W) wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert : 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Dem Antr'ag sind beizufügen: 

1. Ein Lichtbild, das den Antragsteller ohne 
Kopfbedeckung im Halbprofil zeigt, 

2. b ei den Kategorien Bund C ein ärztliches 
Zeugnis über die körperliche und geistige 
Eignung zum Führen eines Fahrzeugs, ins­
besondere über ein ausreichendes Hör- , 
Seh- und Farbunterscheidungsvermögen; 
darüber hinaus kann die zuständige Be­
hörde bei allen Kategorien ein besonderes 
ärztliches Zeugnis oder das Zeugnis einer 
amtlich anerkannten medizinisch-psycho­
logischen Untersuchungsstelle verlangen, 

3. auf Verlangen der zuständigen Behörde ein 
Führungszeugnis. " , 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

2. In § 7 werden die Worte ,, 18. Juli 1956 (BGEl II 
S . 769), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
7. September 1972 (BGBl I S . 1697), " durch die 
Worte " 17. März 1988 (BGBl I S. 238)" ersetzt. 

3. Die Anlage zu § 1 wird entsprechend der Anlage 
zu dieser Verordnung geändert. 

§2 

IDiese Verordnung tritt am 1. Januar 1989 in 
Kraft. 2Abweichend hiervon tritt Nummer 3 der 
Anlage am 1. Januar 1990 in Kraft. 

München, den 6. Dezember 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft und Verkehr 

August R. La n g , Staatsminister 

Anlage 
Die Verordnung über die Schiffahrt auf dem 
Bodensee (Bodensee-Schiffahrtsordnung) wird 
wie folgt geändert: 

1. Artikel 2.01 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
,, (1) Jedes Fahrzeug muß mit einem von der 

zuständigen Behörde zugeteilten Kennzeichen 
versehen sein, das auf beiden Seiten des Fahr­
zeugs an gut sichtbarer Stelle anzubringen ist. 
Ausgenommen hiervon sind 
a) Fahrzeuge, deren Länge, gemessen über alles , 

unter 2,50 m liegt und die nicht mit Maschi­
nenantrieb ausgestattet sind, 

b) Segelsurfbretter, Paddelboote und Renn­
ruderboote, die nicht mit Maschinenantrieb 
ausgestattet sind. 

Fahrzeuge nach Buchstabe b müssen ohne 
Rücksicht auf ihre Länge den Namen und die 
Anschrift des Eigentümers oder sonst Verfü­
gungsberechtigten tragen. " . 

2. Artikel 3.06 wird wie folgt geändert : 
a) In Absatz 3 Buchst. a werden die Worte ,, 6 PS 

(DIN)" ersetzt durch die Worte ,,4 ,4 kW", 
b) es w erden folgende Absätze 5 und 6 angefügt : 

,, (5) Segelfahrzeuge, die den Maschinen­
antrieb verwenden, können unbeschadet des 
Absatzes 3 Buchst. a die nach Absatz 1 
Buchst. bund c vorgeschriebenen Lichter in 
Form einer Dreifarbenleuchte an oder nahe 
der Mastspitze führen. 

(6) Die Seitenlichter von Fahrzeugen - aus­
genommen Fahrgastschiffe und Güterschiffe 
- können auch in einer doppelfarbigen 
Leuchte am Bug zusammengefaßt sein, sofern 
das Topplicht von vorne sichtbar bleibt. " . 

3. Artikel 3.09 erhält folgende Fassung: 

"Artikel3 .09 
Tagbezeichnung der Vorrangfahrzeuge 

während der Fahrt 
Vorrangfahrzeuge müssen bei Tag einen 

grünen Ball führen. " . 
4 . Artikel 3.12 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 3.12 
Zeigen des blauen Blinklichts 

Fahrzeuge der Polizei können ein blaues 
Blinklicht zeigen, wenn sie sich in dringendem 
Einsatz befinden. Mit Ermächtigung der zu­
ständigen Behörq.e können auch Fahrzeuge der 
Feuerwehr, der Olwehr und des öffentlichen 
Rettungsdienstes in dringendem Einsatz ein 
blaues Blinklicht zeigen." . 
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5. Artikel 6.03 erhält folgende neue Überschrift: 
"Verhalten gegenüber Fahrzeugen mit blauem 
Blinklicht" . 

6. Artikel 6.10 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
,, (2) Fahrzeuge, die aus einem Hafen ausfah­

ren, haben gegenüber den einfahrenden den 
Vorrang. Sie müssen das Ausfahren rechtzeitig 
vorher durch Abgabe eines langen Tones ankün­
digen; davon kann abgesehen werden, wenn 
eine Gefährdung anderer Fahrzeuge nicht zu 
befürchten ist. Vorrangfahrzeuge, Schleppver­
bände und Fahrzeuge, die bei Not oder bei stür­
mischem Wind oder hohem Wellengang im Ha­
fen Schutz suchen müssen, haben unbeschadet 
des Artikel 6.03 den Vorrang vor anderen Fahr­
zeugen, wenn sie die Einfahrt rechtzeitig vor­
her durch Abgabe von drei langen Tönen an­
kündigen. Beim Zusammentreffen gleichbe­
rechtigter Fahrzeuge hat das ausfahrende in je­
dem Fall den Vorrang. " . 

7. In Artikel 6.11 Abs.1 Satz 1 werden die Worte 
,,2000 Watt " durch die Worte ,,2 kW" ersetzt. 

8. Artikel 6.13 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
,,(2) Bei unsich tigern Wetter müssen alle Fahr­

zeuge ihre Geschwindigkeit der verminderten 
Sicht entsprechend herabsetzen. Davon ausge­
nommen sind Vorrangfahrzeuge, die nach 
einem Kompaßkurs verkehren und Radar als 
Navigationshilfe verwenden. Bei Fahrzeugen, 
auf denen die Entfernung zwischen dem Steu­
erstand und dem Bug mehr als 15 m beträgt, 
ausgenommen Fahrzeuge, die Radar als Navi­
gationshilfe verwenden, ist ein Ausguck aufzu­
stellen; bei Zusammenstellungen von Fahrzeu­
gen ist der Ausguck auf dem Fahrzeug aufzu­
stellen, bei dem die Führung liegt. Der Ausguck 
muß sich in Sicht- oder Hörweite des Schiffs­
führers befinden oder durch eine Meldeeinrich­
tung mit ihm verbunden sein.". 

9. Artikel 10.01 Buchst. bund c erhalten folgende 
Fassung: 
"b) die Strecke vom Frauenpfahl in der Konstan­

zer Bucht bis zur Landestelle Ermatingen, 
c) die Strecke von der Linie Landestelle Öh­

ningen/oberste Steg anlage Eschenz ober­
halb der Stiegener Enge bis zur Straßen­
brücke Schaffhausen-Feuerthalen." . 

10. Artikel 10.03 Abs.1 Buchst. c erhält folgende 
Fassung: 
"c) nach Artikel 10.01 Buchst. c 10 km/h in der 

Bergfahrt und 20 km/h in der Thlfahrt. ". 
11. In Artikel 12 .01 werden die Worte ,, 6 PS (DIN)" 

durch die Worte ,,4,4 kW" ersetzt. 
12. In Artikel 12.02 Abs. 2 werden die Worte ,,6 PS 

(DIN)" durch die Worte ,,4,4 kW" ersetzt. 
13. Artikel 12.03 Abs.1 Buchst. a erhält folgende 

Fassung: 
"a) das folgende Alter erreicht haben: 

für das Schifferpatent der 
KategorieA 18 Jahre 
KategorieB 21 Jahre 
Kategorie C 21 Jahre 
Kategorie D 14 Jahre ;". 

14. In Artike113 .11 werden die Worte ,, 10 PS (DIN)" 
durch die Worte ,,7,4kW" ersetzt. 

15. Artikel 13 .19 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Mit Feuerlöschgeräten oder -einrichtun­
gen müssen ausgerüstet sein: 

a) Fahrzeuge mit Heiz- oder Kocheinrichtungen, 

b) Fahrzeuge mit Innenbordmotoren, deren 
Maschinenleistung 4,4 k W übersteigt und 

c) Fahrzeuge mit Außenbordmotoren, deren 
Maschinenleistung 7,4 kWübersteigt.". 

16. Artikel 16.02 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,, (l) Die zuständige Behörde kann für den 
Einzelfall Ausnahmen von den Vorschriften 
der Artikel 3.06, 5.02 Abs. 1, 2, 4 und 5, Arti­
kel 6.02, 6.11, 6.15, 9.01, 10.03, 10.08, 11.02, 
12.03 Abs.1 Buchst. a, Artikel 12.04, 13.03 
letzter Satzteil, Artikel 13.05, 13.06, 13.10, 
13.11, 13.18 und 13.19 zulassen, wenn hier­
durch die Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs nicht beeinträchtigt werden sowie 
Gefahren oder Nachteile, die durch die 
Schiffahrt verursacht werden können, nicht 
zu erwarten sind. " , 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

,,(5) Die zuständige Behörde kann in be­
stimmten Uferbereichen die Verwendung 
von Vergnügungsfahrzeugen, die den Be­
stimmungen des Abschnitts XIII nicht ent­
sprechen, z. B. Segelsurfbretter, zulassen. " . 

17. Die Anlage B - Schiffahrtszeichen - wird wie 
folgt geändert: 

a) Nach dem Verbotszeichen A 1 c wird folgen­
des Zeichen A 1 dangefügt: 

"d) Verbot des Segel­
surfbrettfahrens" 

b) Nach dem Hinweiszeichen E4 wird folgen­
des neues Zeichen E 5 eingefügt: 

"E 5 Erlaubnis zum 
Segelsurfbrett­
fahren" 

c) Die bisherigen Hinweiszeichen E 5 und E 6 
werden Hinweiszeichen E 6 und E 7. 
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791-5-10-U 

Verordnung 
über den "Naturpark Frankenhöhe" 

Vom 6. Dezember 1988 

Auf Grund von Art. 11, 45 Abs.l Nr. 2 und Art. 37 
Abs.2 Nr.l des Bayerischen Naturschutzgesetzes -
BayNatSchG - (BayRS 791-1-U), zuletzt geändert 
durch § 7 des Gesetzes vom 16. Juli 1986 (GVBl 
S.135), erläßt das Bayerische Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen fol­
gende Verordnung: 

§ 1 

Schutzgegenstand 

(1) lDas Gebiet der Frankenhöhe in der kreis­
freien Stadt Ansbach und in den Landkreisen Ans­
bach und Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim 
wird in den in § 2 näher bezeichneten Grenzen als 
Naturpark festgesetzt. 2Das Gebiet hat eine Größe 
von ca. 110450 Hektar. 

(2) Der Naturpark erhält die Bezeichnung "Na­
turpark Frankenhöhe" . 

(3) Träger des Naturparks ist der "Verein Natur­
park Frankenhöhe e. V" mit Sitz in Ansbach. 

§2 

Naturparkgrenzen 

(1) Die Grenzen des Naturparks sind in einer 
Karte M = 1:100000, die als Anlage Bestandteil 
dieser Verordnung ist, grob dargestellt. 

(2) 1 Die genauen Grenzen des Naturparks sind in 
einer Karte M = 1:25000 eingetragen, die beim 
Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen als oberster Naturschutzbehörde 
niedergelegt ist und auf die Bezug genommen wird. 
2Maßgebend für den Grenzverlauf ist der Eintrag 
in dieser Karte mit der Außenkante des Begren­
zungsstrichs . 3 Wei tere Ausfertigungen dieser Karte 
befinden sich bei der Regierung von Mittelfranken 
als höherer Naturschutzbehörde sowie bei der 
kreisfreien Stadt Ansbach und bei den Landrats­
ämtern Ansbach und Neustadt a. d. Aisch-Bad 
Windsheim als unteren Naturschutzbehörden. 

(3) Die Karten werden bei den in Absatz 2 ge­
nannten Behörden archivmäßig verwahrt und sind 
dort während der Dienststunden allgemein zu­
gänglich. 

§3 

Schutzzone 

(1) lInnerhalb des Naturparks wird eine Schutz­
zone festgesetzt, welche die Voraussetzungen eines 
Landschaftsschutzgebiets erfüllt. 2Die Schutzzone 
umfaßt die Bereiche, die in der in § 2 Abs. 1 genann­
ten Anlage grob dargestellt sind. 

(2) 1 Die genauen Grenzen der Schutzzone sind in 
der in § 2 Abs. 2 genannten Karte eingetragen, auf 

die Bezug genommen wird. 2Maßgebend für den 
Grenzverlauf ist der Eintrag in dieser Karte mit der 
Außenkante des Begrenzungsstrichs. 

§4 

Schutzzweck 

Zweck der Festsetzung des Naturparks ist es , 

1. das Gebiet entsprechend dem Einrichtungsplan 
(§ 11 Nr. 1) zu entwickeln und zu pflegen, 

2. die sich für die Erholung eignenden Land­
schaftsteile der Allgemeinheit zugänglich zu ma­
chen und zu erhalten, soweit die ökologische 
Wertung dies zuläßt, 

3. in der Schutzzone 

a) die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts zu 
erhalten und dauerhaft zu verbessern, insbe­
sondere 

- erhebliche oder nachhaltige Beeinträchti­
gungen von Natur und Landschaft zu ver­
hindern 

- den Wald wegen seiner besonderen Bedeu­
tung für den Naturhaushalt zu schützen 

- die heimischen Tier- und Pflanzenarten so­
wie ihre Lebensgemeinschaften und Le­
bensräume zu schützen, 

b) die Vielfalt, Eigenart und Schönheit des für 
die Frankenhöhe typischen Landschaftsbilds 
zu bewahren, 

c) eingetretene Schäden zu beheben oder auszu­
gleichen. 

§5 

Besondere Vorschriften 

lSoweit für das Gebiet des Naturparks beson­
dere naturschutzrechtliche Vorschriften bestehen, 
insbesondere solche über Naturschutzgebiete, Na­
turdenkmäler oder über den Schutz von Land­
schaftsbestandteilen und Grünbeständen, bleiben 
diese unberührt. 2Gleiches gilt, wenn künftig be­
sondere naturschutzrechtliche Vorschriften erlas­
sen werden. 

§6 

Verbote 

In der Schutzzone sind alle Handlungen verbo­
ten, die den Charakter des Gebiets verändern oder 
dem in § 4 Nr. 3 genannten besonderen Schutz­
zweck zuwiderlaufen, insbesondere alle Handlun­
gen, die geeignet sind, die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushalts, das Landschaftsbild, den Natur­
genuß oder den Zugang zur freien Natur zu beein­
trächtigen. 
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§7 

Erlaubnis 

(1) Der Erlaubnis bedarf, wer beabsichtigt, 
innerhalb der Schutzzone 

1. bauliche Anlagen aller Art im Sinn der Bayeri­
schen Bauordnung (BayBO) zu errichten, zu er­
weitern oder ihre äußere Gestaltung wesentlich 
zu ändern, auch wenn sie einer baurechtlichen 
Genehmigung nicht bedürfen; hierzu zählen 
insbesondere 

a) Gebäude aller Art (Art. 2 Abs. 2 BayBO), Ver­
kaufs- und Ausstellungsstände, Automaten, 

b) Einfriedungen aller Art (ausgenommen sok­
kellose Weide- und Forstkulturzäune ohne 
Verwendung von Beton), 

c) wesentliche Veränderungen der Erdoberflä­
che durch Aufschüttungen, Abgrabungen, 
Ablagerungen oder in sonstiger Weise, 

2. Straßen, Wege, Plätze oder Park-, Camping-, 
Sport-, Spiel- oder Badeplätze oder ähnliche 
Einrichtungen zu errichten oder wesentlich zu 
ändern, 

3. Seilbahnen, Skilifte, Seil- oder Schleppauf­
züge zu errichten oder wesentlich zu ändern, 

4. ober- oder unterirdisch geführte Draht-, Kabel­
oder Rohrleitungen zu verlegen oder Masten 
und Unterstützungen aufzustellen (ausgenom­
men nicht ortsfeste Anlagen zur Beregnung von 
Sonderkulturen und sonstigen Feldfrüchten 
und zur Versorgung von Weidevieh mit Wasser 
und Zuleitungen zu elektrischen Weidezäu­
nen), 

5. Gewässer, deren Ufer, den Zu- und Ablauf des 
Wassers oder den Grundwasserstand zu verän­
dern oder neue Gewässer herzustellen oder Ver­
landungsbereiche von Gewässern, Quellbe:rei­
che oder Auebödenbereiche, insbesondere 
feuchte Wirtschaftswiesen oder -weiden sowie 
regelmäßig überschwemmte Auwälder, durch 
Dränung oder Gräben zu entwässern oder trok­
ken zu legen, umzubrechen oder durch sonstige 
Maßnahmen nachhai tig· zu verändern, 

6. Erstaufforstungen vorzunehmen, 

7. Änderungen in der Nutzung von Hutungen vor­
zunehmen, 

8. landschaftsbestimmende Bäume, Hecken oder 
sonstige Gehölze außerhalb des Waldes, Find­
linge oder Felsplöcke zu beseitigen, 

9. außerhalb von Straßen, Wegen oder Plätzen mit 
Kraftfahrzeugen aller Art zu fahren oder diese 
dort abzustellen oder Verkaufswagen aufzu­
stellen (ausgenommen zur land- und forstwirt­
schaftlichen Bewirtschaftung), 

10. außerhalb behördlich zugelassener Plätze zu 
zelten, Wohnwagen abzustellen, dies zu gestat­
ten oder im Rahmen der Erholungsnutzung of­
fene Feuer zu entzünden, 

11. außerhalb von Flugplätzen mit Ultraleichtflug­
zeugen zu starten oder zu landen oder Flug­
modelle zu betreiben, 

12. Schilder, Bild- oder Schrifttafeln, Anschläge 
oder Schaukästen anzubringen (ausgenommen 
Hinweise auf den Schutz des Gebiets, behördli­
che Verbotstafeln, Verkehrszeichen, Verkehrs­
einrichtungen, Flußkilometer-Zeichen, Schil­
der für die Forst- und Waldeinteilung, Wamta­
feIn, Ortshinweise, Wegemarkierungen oder zu­
lässige Wohn- und Gewerbebezeichnungen an 
Wohn- und Betriebsstätten, sofern nicht 
Leuchtschrift verwendet wird). 

(2) Unberührt bleibt die Erlaubnispflicht für ver­
ändernde Maßnahmen bei Naß- und Feuchtflächen 
sowie Mager- und 'frockenstandorten gemäß 
Art. 6dAbs.1 BayNatSchG. 

(3) 1 Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn dasVorha­
ben keine der in § 6 genannten Wirkungen hervorru­
fen kann oder diese Wirkungen durch Nebenbe­
stimmungen ausgeglichen werden können. 2Wird die 
Erlaubnis mit Nebenbestimmungen erteilt, kann 
eine Sicherheitsleistung verlangt werden. 3Die Vor­
schrift des Art. 6a Abs. 3 BayNatSchG über Ersatz­
maßnahmen ist entsprechend anzuwenden. 

(4) Die zuständige land-, forst- oder fischerei­
wirtschaftliche Fachbehörde ist zu beteiligen, so­
weit ihre Belange berührt sind. 

§8 

Ausnahmen 

Von den Beschränkungen dieser Verordnung blei­
ben ausgenommen 

1. die ordnungsgemäße land-, forst- und fischerei­
wirtschaftliche Bodennutzung im Sinn des Art. 6 
Abs.2 BayNatSchG; unabhängig davon gilt je­
doch § 7 Abs.1 Nm. 5 und 7, 

2. der Bau von land- oder forstwirtschaftlichen 
Straßen oder Wegen mit einer Fahrbahnbreite 
von nicht mehr als 3,50 m und ohne landschafts­
störenden oder dichten Belag; unabhängig da­
von gilt jedoch § 7 Abs. 1 Nr. 5, 

3. der Abbau von Bodenschätzen auf den in den 
Karten (§ 2 Abs.1 und 2) gesondert eingetrage­
nen Flächen; maßgebend für den Grenzverlauf 
ist die Karte nach § 2 Abs. 2, 

4. die rechtmäßige Ausübung der Jagd und der Fi­
scherei einschließlich des Jagd- und Fischerei­
schutzes, 

5. Maßnahmen zur Unterhaltung von Straßen, . 
Wegen, Gewässern und deren Ufern und Drän­
anlagen, 
Maßnahmen des Winterdienstes auf Straßen im 
notwendigen Umfang und zur Verkehrssiche­
rung, soweit diese zur Abwehr akuter Gefahren 
erforderlich sind, 
Maßnahmen der Gewässeraufsicht, 

6. der Betrieb, die Instandsetzung und die ord­
nungsgemäße Unterhaltung von bestehenden 
Energie-, Wasserversorgungs- oder Entsor­
gungsanlagen sowie von bestehenden Einrich­
tungen der Landesverteidigung, der Deutschen 
Bundespost und der Deutschen Bundesbahn, 

7. die zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit der 
Schutzzone notwendigen und von den Natur­
schutzbehörden angeordneten Überwachungs-, 
Schutz- und Pflegemaßnahmen. 
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§9 

Befreiung 

Von den Verboten nach § 6 kann gemäß Art. 49 
BayNatSchG im Einzelfall Befreiung erteilt wer­
den. 

§ 10 

Z uständigkei ten 

(1) Für die Erteilung der Erlaubnis und der Be­
freiung ist die kreisfreie · Stadt bzw. das Landrats­
amt als untere Naturschutzbehörde zuständig, in 
dessen Bereich das Vorhaben ausgeführt werden 
soll. 

(2) Die Erteilung der Erlaubnis nach § 7 Abs. 1 
Nr. 1 für Anlagen von überörtlicher Bedeutung 
(z. B. Freizeitzentren, Großhotels, Fernsehtürme, 
Kraftwerksanlagen) , nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. c 
für großflächige Maßnahmen (ab 1 Hektar), nach 
§ 7 Abs. 1 Nr. 3 für Seilbahnen und Skilifte, nach § 7 
Abs . 1 Nr. 4 für Freileitungen ab 110 Kilovolt, nach 
§ 7 Abs. 1 Nr. 5 für großflächige Entwässerungen so­
wie die Erteilung der Befreiung nach § 9 für Fälle 
überörtlicher Bedeutung bedarf der Zustimmung 
der Regierung von Mittelfranken als höherer Na­
turschutzbehörde. 

(3) Bei Vorhaben der Landesverteidigung und des 
Zivilschutzes entscheidet über die Befreiung nach 
Art. 49 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 5 BayNatSchG das 
Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen als oberste Naturschutzbehörde. 

§11 

Aufgaben des Naturparkträgers 

Der Träger des Naturparks hat insbesondere 

1. eine Planung zu erstellen, die vor allem die Maß­
nahmen zur Pflege des Gebiets und zu dessen 
Entwicklung zum Erholungsraum enthält (Ein­
richtungsplan), sie durchzuführen und bei Be­
darf fortzuschreiben, 

2. Maßnahmen des Naturschutzes, insbesondere 
des Schutzes und der Pflege der Pflanzen- und 
Tierwelt, durchzuführen und zu fördern, 

3. das Naturparkgebiet zu erhalten, zu gestalten 
und zu pflegen, insbesondere die Vielfalt, Eigen­
art und Schönheit des Landschaftsbilds für die 
Allgemeinheit zu bewahren, 

4. die naturnahe Erholung im Naturpark zu för­
dern, 

5. die Bevölkerung über den Schutzzweck und die 
Maßnahmen im Naturpark zu unterrichten. 

§ 12 

Ordn ungswidrigkei ten 

(1) Nach Art. 52 Abs. 1 Nr.3 BayNatSchG kann · 
mit Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche 
Mark belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrläs­
sig eine nach § 7 Abs. 1 erlaubnispflichtige Maß­
nahme ohne die erforderliche Erlaubnis vornimmt. 

(2) Nach Art. 52 Abs. 1 Nr.6 BayNatSchG kann 
mit Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche 
Mark belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrläs­
sig einer vollziehbaren Nebenbestimmung in Form 
der Auflage zu einer Erlaubnis nach § 7 oder einer 
Befreiung nach § 9 nicht nachkommt. 

(3) Die Einziehung von Gegenständen richtet 
sich nach Art. 53 BayNatSchG. 

§ 13 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 20. Dezember 1988 in 
Kraft. 

München, den 6. Dezember 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Alfred D i c k , Staatsminister 
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7842-3-E 

Verordnung 
zur Ausführung der Verordnung 

über die Güteprüfung und Bezahlung der Anlieferungsmilch 
(AV-Milch-Güteverordnung) 

Vom 7. Dezember 1988 

Auf Grund von 

§ 10 Abs. 2 und § 20 Abs. 2 Satz 1 des Milch- und 
Fettgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. Dezember 1952 (BGEl I S . 811), zuletzt ge­
ändert durch Gesetz vom 14. Dezember 1976 (BGBI I 
S. 3341), in Verbindung mit § 6 der Milch-Gütever­
ordnung vom 9. Juli 1980 (BGBI I S. 878), zuletzt ge­
ändert durch Verordnung vom 21. Juli 1988 (BGBI I 
S . 1083), 

Art. 1 Abs . 2 Satz 2 des Gesetzes über den Vollzug 
des Rechts der Ernährungswirtschaft und des land­
wirtschaftlichen Marktwesens vom 10. Juli 1984 
(GVEl S. 244, BayRS 7800-4-E), 

§ 1 Nr.l Buchst. a und Nr.2 der Zuständigkeits­
übertragungsverordnung Landwirtschaft vom 
30. November 1987 (GVBI S . 442 , BayRS 7801-3-E) 

erlassen die Bayerischen Staatsministerien für Er­
nährung, Landwirtschaft und Forsten und für 
Wirtschaft und Verkehr im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium des Innern fol­
gende Verordnung: 

§ 1 

Zuständigkeiten 

(1) Nach Landesrecht zuständige Stelle im Sinn 
von § 2 Abs. 6 und 7, § 3 Abs. 3 und § 5 Abs. 3 der 
Milch-Güteverordnung und zuständige Behörde 
nach § 2 Abs. 8 Satz 2 der Milch-Güteverordnung ist 
die Landesanstalt für Ernährung (Landesanstalt). 

(2) Nach § 2 Abs. 7 Satz 1 der Milch-Güteverord­
nung zugelassene Untersuchungsstelle, die auch 
die Bewertung der Anlieferungsmilch vornimmt, 
ist der Milchprüfring Bayern e.V (Milchprüfring). 

(3) Nach § 2 Abs. 8 Satz 2 der Milch-Güteverord­
nung beauftragte Stelle ist der Tiergesundheits­
dienst Bayern e.V 

§2 

Probenahme, 
Anerkennung von Probenahmegeräten 

(1) IDer Milchprüfring veranlaßt die Entnahme 
und Bereitstellung der Proben durch die Molke­
reien, Milchsammelstellen und Rahmstationen 
(Milchannahmestellen); die Entnahme erfolgt in 
der Regel automatisch im Milchsammelwagen. 2In 
Ausnahmefällen kann der Milchprüfring selbst 
Proben beim Milcherzeuger entnehmen. 3 Für Tätig­
keiten des Milchprüfrings, die in Milchannahme­
stellen durchgeführt werden, haben diese geeignete 
Räume zur Verfügung zu stellen. 

(2) IDie Proben müssen dem Durchschnitt der 
Anlieferungsmilch des Milcherzeugers entspre­
chen. 2Sie sind ohne Ankündigung und verteilt auf 
den ganzen Monat zu entnehmen. 3Die Proben müs­
sen nach der Entnahme unverzüglich gekühlt und 
in einem Temperaturbereich unter + 8°C gehalten 
werden. 

(3) IMilchannahmestellen dürfen Probenahme­
geräte in Milchsammelwagen nur verwenden, 
wenn die Geräte vom Milchprüfring anerkannt 
sind. 2Die Anerkennung wird auf Antrag nach 
Überprüfung ßes Probenahmegeräts widerruflich 
erteilt. 3Die Uberprüfung ist spätestens nach je­
weils sechs Monaten, in begründeten Fällen auch 
früher zu wiederholen. 

(4) IVeränderungen an Probenahmegeräten oder, 
soweit sie sich auf die Probenahme auswirken, 
auch an Milchsammelwagen, sind dem Milchprüf­
ring unverzüglich mitzuteilen. 2Nach Satz 1 v.erän­
derte Probenahmegeräte und Milchsammelwagen 
dürfen erst nach Zustimmung des Milchprüfrings 
wieder zur Probenahme verwendet werden. 

(5) Der Antragsteller hat zur Überprüfung erfor­
derliche Geräte und Milch kostenlos bereitzustel­
len. 

§3 

Untersuchungen 

(1) 1 Der Milchprüfring teilt die Ergebnisse der 
monatlichen Untersuchungen und die Bewertung 
der Anlieferungsmilch den Milchannahmestellen 
unverzüglich mit. 2Diese geben die Untersuchungs­
ergebnisse und die Bewertung der Anlieferungs­
milch den Milcherzeugern bekannt. 

(2) 1 Die Milchannahmestellen können auf ihre 
Kosten vom Milchprüfring zusätzliche Untersu­
chungen durchführen lassen. 2Die Ergebnisse die­
ser Untersuchungen dürfen nicht in die Bewertung 
der Anlieferungsmilch nach der Milch-Gütever­
ordnung einbezogen werden. 

§4 

Zusätzliche Gütemerkmale 

(1) Anlieferungsmilch, die nicht aus tuberkulose­
und brucellosefreien Kuhbeständen stammt, ist in 
die Klasse 4 einzustufen. 

(2) 1 Milchannahmestellen, die Gütemerkmale im 
Sinn des § 4 Abs. 4 Satz 1 der Milch-Güteverord­
nung einführen wollen, haben dies der Landes­
anstalt mitzuteilen. 2Die Untersuchungen werden 
auf Veranlassung und Kosten der Milchannahme­
stellen vom Milchprüfring durchgeführt. 
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§5 

Berechnung des Auszahlungspreises 

Die in der Milchgeldabrechnung auszuweisen­
den Zu- und Abschläge sind gesondert und ohne 
Umsatzsteuer anzugeben. 

§6 

Ordnungswidrigkei ten 

Nach § 30 Abs. 1 Nr.9 des Milch- und Fettgeset­
zes kann mit Geldbuße belegt werden, wer ent­
gegen 

1. § 2 Abs. 2 Satz 3 die Proben nach der Entnahme 
nicht unverzüglich kühlt und in einem Tempera­
turbereich unter + 8°C hält, 

2. § 2 Abs. 3 Satz 1 Geräte in Milchsammelwagen 
für die Entnahme von Proben zur Prüfung der 
Anlieferungsmilch verwendet, die nicht vom 
Milchprüfring anerkannt sind, 

3. § 2 Abs. 4 Veränderungen an Probenahmegeräten 
oder, soweit sie sich auf die Probenahme auswir­
ken, an Milchsammelwagen nicht mitteilt oder 
veränderte Probenahmegeräte und Milchsam­
melwagen ohne Zustimmung des Milchprüfrings 
wieder zur Probenahme verwendet, 

4. § 3 Abs.1 Satz 2 die Untersuchungsergebnisse 
und die Bewertung der Anlieferungsmilch den 
Milcherzeugern nicht bekanntgibt. 

§7 

Schlußbestimmungen 

(1) 1 Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1989 
in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Verordnung zur 
Ausführung der Verordnung über die Güteprü­
fung und Bezahlung der Anlieferungsmilch - AV­
Milch-Güteverordnung - (BayRS 7842-3:;-E), ge­
ändert durch Verordnung vom 8. Dezember 1983 
(GVBl S . 1122), außer Kraft. 

(2) lAbweichend von § 2 Abs. 2 Satz 3 müssen 
die Proben bis 31. Dezember 1989 in einem Tem­
peraturbereich unter + 12°C gehalten werden. 
2 Geräte, die eine Probenahme zur Keimzahlbe­
stimmung nicht gewährleisten, werden ab 1. Ja­
nuar 1991 nicht mehr anerkannt. 

München, den 7. Dezember 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Simon N ü s s e 1 , Staatsminister 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft und Verkehr 

August R. La n g , Staatsminister 
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792-2-E 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

zur Ausführung des Bayerischen Jagdgesetzes 

Vom 7. Dezember 1988 

Auf Grund von Art. 11 Abs.2 Satz 4, Art. 32 
Abs. 7, Art. 33 Abs.l Nrn.l und 2, Art. 43 Abs.2 
Satz 2, Art. 47 Nr.3 und Art. 51 des Bayerischen 
Jagdgesetzes (BayRS 792-1-E) erläßt das Bayeri­
sche Staatsministerium für Ernährung, Lamdwirt­
schaft und Forsten folgende Verordnung: 

, § 1 

Die Verordnung zur Ausführung des Bayerischen 
Jagdgesetzes (AVBayJG) vom 1. März 1983 (GVBl 
S. 51, BayRS 792-2-E), zuletzt geändert durch Ver­
ordnung vom 10. Oktober 1986 (GVBl S . 332) , wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Einleitungsformel erhält folgende Fas­
sung: 

"Auf Grund von Art. 11 Abs. 2 Satz 4, Art. 13 
Abs.4, Art . 31 Abs. l Satz 2, Art.32 Abs.7, 
Art.33 Abs. l, Art . 34 Abs.3, Art. 39 Abs. 3, 
Art. 41 Abs. 5 Satz 4 und Abs. 6 Satz 3, Art. 43 
Abs.2 Satz 2, Art. 47 Nrn. 3 und 4, Art. 49 Abs. 3 
Satz 4, Art . 50 Abs. 6 Satz 6, Art. 51 und 61 des 
Bayerischen Jagdgesetzes (BayRS 792-1-E) , 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juli 
1987 (GVBl S. 246 , ber. S . 391) , erläßt das Baye­
rische Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, hinsichtlich der 
§§ 18 und 19 Nr.2 im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium für Landes­
entwicklung und Umweltfragen, hinsichtlich 
der §§ 23, 30 und 31 im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium des Innern 
und hinsichtlich des § 5 Abs. 1 und des § 31 im 
Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsmi­
nisterium der Finanzen folgende Verordnung:" . 

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) ,,§ 11 Jagdbeschränkungen" wird gestrichen, 

b) es werden eingefügt: 

,, § 23a Mißbräuchliche Wildfütterung" und 
,, § 29a Erhebung von Daten über die Wild­

schadenssi tua tion" . 

3. In § 1 Abs.l werden die Worte "zugelassenen 
Fanggeräten " durch die Worte "Fanggeräten 
(§ 19 Abs.l Nr.9 des Bundesjagdgesetzes -
BJagdG - , Art. 29 Abs. 2 Nr. 3 BayJG)" ersetzt. 

4. § 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

,, 2. den Regierungsbezirk Schwaben 
von der Staatsgrenze bis zur nördlichen 
Grenze der unten aufgeführten Jagdreviere, 
soweit nicht Abweichungen im Verlauf die­
ser Grenze nachstehend geregelt sind: 

Die Grenze verläuft von Osten nach We­
sten vom Austritt der Hochgebirgsgrenze 
aus dem Regierungsbezirk Oberbayern 

entlang der nördlichen Grenze der GJR 
und StJR Gfällwald, Trauchgau-Land, 
Buching, Roßhaupten, Seeg, Rückholz, 
Görisried, Forstbezirk Kempter Wald, 
Durach, Sulzberg, Martinszell, Nieder­
sonthofen, Diepolz, Missen-Wilhams 
und der östlichen Landkreisgrenze des 
Landkreises Lindau (Bodensee) bis zur 
Staatsgrenze nach Österreich.". 

5. In der Angabe der Ermächtigungsgrundlage 
vor § 7 wird "Abs. 5" durch "Abs. 4" ersetzt. 

6. Die Angabe der Ermächtigungsgrundlage vor 
§ 11 wird gestrichen und § 11 wird aufgehoben. 

7. In der Angabe der Ermächtigungsgrundlage 
vor § 12 wird "Art.29 Abs. 4 Satz 1" durch 
"Art. 29 Abs. 5 Satz 1" ersetzt. 

8. § 14 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird aufgehoben, 
b) der bisherige Satz 3 wird Satz 2, 
c) im neuen Satz 2 werden die Worte "Art.13 

Abs.3 Satz 3, " gestrichen. 

9. § 15 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,1 Der eingereichte Abschußplan ist zu bestäti­
gen, wenn er den Vorschriften des § 21 Abs. 1 
BJagdG und des Art . 32 Abs. 1 Satz 2 BayJG 
entspricht und im Einvernehmen mit dem 
Jagdvorstand oder dem Inhaber des Eigenjagd­
reviers aufgestellt worden ist. ". 

10. § 16 wird wie folgt geändert : 

a) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

,, (4) lZur Überwachung der Durchführung 
der Abschußpläne und zur Erhebung von Da­
ten im Sinn von Art. 32 Abs. 7 NI'. 2 BayJG fin­
den jährlich öffentliche Hegeschauen statt. 
2Diese haben die Aufgabe, Informationen zu 
vermitteln, insbesondere über 

1. die Entwicklung der Wildschadenssitua­
tion und der Waldverjüngung unter Be­
rücksichtigung der Gutachten der Forst­
behörden zum Zustand der Vegetation, 

2. die Erfüllung der Abschußpläne, die kör­
perliche Verfassung des Wildes und die 
strukturelle Entwicklung der Wildbe­
stände unter Berücksichtigung des Kopf­
schmucks des erlegten oder verendet auf­
gefundenen Schalenwildes, 

3. die Bestandsentwicklung der nichtab­
schußplanpflichtigen Wildarten und 

4. die Maßnahmen zur Verbesserung der Le­
bensbedingungen der freilebenden Tier­
welt. 
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3Die Revierinhaber sind verpflichtet, den 
Kopfschmuck des gesamten in ihren J agdre­
vieren im letzten J agdj ahr erlegten oder ver­
endet aufgefundenen Schalenwildes bei der 
öffentlichen Hegeschau vorzulegen. 4 Die 
Jagdbehörde legt im Einvernehmen mit der 
Forstbehörde den Zeitpunkt der öffentli­
chen Hegeschau fest und ordnet an, ob der 
Kopfschmuck für ihren Amtsbezirk ge­
schlossen oder gebiets- oder wildartenweise 
getrennt vorzulegen ist. 5Sie kann von der 
Verpflichtung zur Vorlage des Kopf­
schmucks im Einzelfall zur Vermeidung 
außergewöhnlicher Schwierigkeiten be­
freien . 6Die Durchführung der öffentlichen 
Hegeschau obliegt den anerkannten Vereini­
gungen der Jäger (Art. 51 BayJG, § 32), die 
auch die Kosten hierfür tragen. 7Die Wahr­
nehmung hoheitlicher Aufgaben obliegt je­
doch der Jagdbehörde. 8Unabhängig von der 
öffentlichen Hegeschau kann die Jagdbe­
hörde Anordnungen nach Art. 32 Abs. 4 Satz 2 
BayJG treffen; das Nähere hierzu wird in 
den Richtlinien für die Hege und Bejagung 
des Schalenwildes bestimmt. " , 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert : 

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"IDie Jagd- und Forstbehörden haben 
dem Vorsitzenden der Hegegemeinschaft 
die Informationen zu übermitteln, die 
zur Abgabe der Empfehlung zur Ab­
schußplanung notwendig sind und jeder­
zeit Auskunft über den Stand der Ab­
schußplanerfüllung zu erteilen." , 

b b) es wird folgender neuer Sa tz 2 eingefügt: 

"zDen anerkannten Vereinigungen der 
Jäger (Art. 51 BayJG, § 32) haben sie die 
zur Durchführung der öffentlichen He­
geschauen erfoderlichen Unterlagen zur 
Verfügung zu stellen. " , 

cc) der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

11. In § 17 Abs. 2 werden die Worte "auf Grund von 
bestätigten oder festgesetzten Abschußplä­
nen " gestrichen. 

12. § 19 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

,, 1. abweichend von § 1 Abs. 1 der Bundesver­
ordnung die Jagd ausgeübt werden darf auf 

a) Rotwild 

Kälber 

Schmaltiere 

Alttiere 

Schmalspießer 

alle übrigen Hirsche 

vom 1. August 
bis 31. Januar, 

vom 1. Juni 
bis 31. Januar, 

vom 1. August 
bis 31. Januar, 

vom 1. Juni 
bis 31. Januar, 

vom 1. August 
bis 31. Januar, 

b) Dam- und Sikawild 

Kälber vom 1. September 
bis 31. Januar, 

Schmaltiere vom 1. Juli 
bis 31. Januar, 

Alttiere vom 1. September 
bis 31. Januar, 

Schmalspießer vom 1. Juli 
bis 31. Januar, 

alle übrigen Hirsche vom 1. September 
bis 31. Januar, 

c) Rehwild 

Kitze 

Schmalrehe 

Geißen 

Böcke 

d) Feldhasen 

e) Rebhühner 

vom 1. September 
bis 31. Januar, 

vom 16. Mai 
bis 31. Januar, 
vom 1. September 
bis 31. Januar, 
vom 16. Mai 
bis 15. Oktober, 

vom 1. Oktober 
bis 15. Dezember, 

vom 1. September 
bis 31. Oktober, 

f) Fasanen vom 1. Oktober 
bis 31. Dezember,". 

13 . Nach § 23 wird folgender § 23a eingefügt: 

"Zu Art. 43 Abs. 2 Satz 2 BayJG: 

§ 23a 

Mißbrä uchliche Wildfütterung 

(1) Zur Ver hinderung einer mißbräuchlichen 
Wildfütterung kann die Jagdbehörde die erfor­
derlichen Regelungen im Einzelfall treffen. 

(2) 1 Mißbräuchlich ist eine Wildfütterung, 
durch die das Hegeziel (§ 1 Abs. 2 BJagdG) ge­
fährdet wird. ZEine solche kann im Regelfall 
angenommen werden, wenn 

1. Futtermittel ausgebracht werden, die nach 
Zusammensetzung, Qualität oder Menge 
den ernährungsphysiologischen Bedürfnis­
sen der jeweiligen Wildart nicht entsprechen, 

2. Schalenwild außerhalb der Notzeit gefüttert 
wird ; ausgenommen hiervon sind Ablen­
kungsmaßnahmen für Schwarzwild, oder 

3. Schalenwild in oder im unmittelbar räumli­
chen Zusammenhang mit Schutzwäldern 
nach Art. 10 Abs. 1 des Waldgesetzes für Bay­
ern (BayRS 7902-1-E) gefüttert und da­
durch die Schutzfunktion des Waldes beein­
trächtigt oder gefährdet wird. 

(3) Art. 43 Abs. 3 und 4 BayJG bleiben unbe­
rührt.". 

14. In § 25 Abs. 4 Satz 1 wird das Wort "kosten­
pflichtig" gestrichen. 

15. § 26 Abs . l Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fas­
sung: 

"zZu dem Termin sind der Geschädigte und die 
Ersatzpflichtigen (§§ 29ff. BJagdG) mit dem 
Hinweis zu laden, daß im Fall des Nichterschei-
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nens mit der Ermittlung des Schadens dennoch 
begonnen werden kann. 3Ein Schätzer ist zu 
laden, wenn ein Beteiligter dies beantragt, 
wenn eine gütliche Einigung nicht zu erwarten 
ist oder wenn andere Gründe es erfordern.". 

16. § 27 Abs. 4 wird aufgehoben. 
17. § 32 wird wie folgt geändert : 

a) Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben, 
b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,, (3) Die Jagdbehörde leitet dem Ausschuß 
unter Beachtung der datenschutzrechtli­
chen Vorschriften die zur Wahrnehmung 
seiner Mitwirkungsbefugnis notwendigen 
Informationen zu. " . 

18. § 33 wird wie folgt geändert: 
a) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

,,2. entgegen § 16 Abs. 4 Sätze 3 und 4 den 
Kopfschmuck des in seinem Jagdrevier 
erlegten oder verendet aufgefundenen 
Schalenwildes nicht bei der öffentlichen 
Hegeschau vorlegt, " , 

b) in Nummer 4 wird der Schlußpunkt durch 
ein Komma ersetzt und folgende Nummer 5 
angefügt: 
,, 5. einer vollziehbaren Anordnung nach 

§ 23a Abs. 1 nicht, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig nachkommt." . 

19. Die Anlagen zur Verordnung zur Ausführung 
des Bayerischen Jagdgesetzes werden wie folgt 
geändert: 
a) Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

aa) § 8 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 
,, (5) Ein Jagdgenosse kann für sich 

oder einen anderen das Stimmrecht aus­
üben, wenn darüber Beschluß gefaßt 
wird, ob die Nutzung der Jagd ihm oder 
dem vertretenen Jagdgenossen überlas­
sen werden soll. " , 

bb) § 9 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 
,,(6) IDer Jagdvorstand faßt Beschluß 

über den Abschußplanvorschlag, den der 
Revierinhaber zur Herstellung des Einver­
nehmensnachArt. 32Abs.l Satz 1 BayJG 
vorgelegt hat. 2Er befaßt sich außerdem 
mit der Empfehlung der Hegegemein­
schaft oder des Vorsitzenden der Hegege­
meinschaft zur Abschußplanung (Art. 13 
Abs.2 und 5 BayJG). 3Die Versammlung 
der Jagdgenossen kann dem Jagdvor­
stand unter Beachtung des § 6 Abs. 2 
Satz 2 weitere Aufgaben übertragen.", 

b) die Anlagen 3 und 4 werden durch die Anla­
gen dieser Verordnung ersetzt, 

c) die Anlage 5 wird wie folgt geändert: 
aa) In den Hinweisen für die Aufgliederung 

des männlichen Gamswildes nach den 
Klassen I und II und auf Bejagungs­
grundsätze für das Gamswild wird bei 
Nummer 1 nach dem Wort " Vegetation " 
ein Komma eingefügt und das Wort "an­
gemessen" durch "insbesondere der 
Waldverjüngung vorrangig" ersetzt , 

bb) die Hinweise zum Ausfüllen der Zeile 11 
- Abschußvorschlag des Revierinhabers 
erhalten folgende Fassung: 

"Der Abschußvorschlag ist im Einver­
nehmen mit dem Jagdvorstand oder dem 
Inhaber des verpachteten Eigenjagd­
reviers aufzustellen. Aufgabe der Hege­
gemeinschaft ist es, dieAbschußplanvor­
schläge für die ihr angehörenden Reviere 
aufeinander abzustimmen.", 

cc) die Hinweise zum Ausfüllen der Zeile 12 
- Abschußempfehlung der Hegegemein­
schaft bzw. ihres Vorsitzenden erhalten 
folgende Fassung: 

"Hier ist die Abschußempfehlung der 
Hegegemeinschaft oder, wenn der Revier­
inhaber einer solchen nicht angehört, 
des Vorsitzenden der Hegegemeinschaft, 
in deren räumlichem Wirkungsbereich 
das Jagdrevier liegt, einzutragen. Weicht 
die Abschußempfehlung der Hegegemein­
schaft bzw. ihres Vorsitzenden von dem 
einvernehmlich mit dem Jagdvorstand 
oder dem Inhaber des Eigenjagdreviers 
aufgestellten Abschußvorschlag ab , so 
ist vor der Einreichung des Abschuß­
plans bei der Jagdbehörde dem J agdvor­
stand oder dem Inhaber <ies Eigenjagd­
reviers Gelegenheit zur Außerung über 
die Abschußempfehlung zu geben.", 

dd) in den Hinweisen zum Ausfüllen der 
Zeile 13 - Bestätigter oder festgesetzter 
Abschuß wird der Satzteil '" mit der Ab­
schußempfehlung der Hegegemein­
schaft bzw. ihres Vorsitzenden überein­
stimmt" gestrichen, 

d) in der Anlage 6 werden die Hinweise zum Aus­
füllen der Zeilen 12 bis 20 wie folgt geändert: 

aa) Die Hinweise zu Zeile 18 - Abschußvor­
schlag des Revierinhabers erhalten fol­
gende Fassung: 

"Der Abschußvorschlag ist im Einver­
nehmen mit dem Jagdvorstand oder dem 
Inhaber des verpachteten Eigenjagd­
reviers aufzustellen. Aufgabe der Hege­
gemeinschaft ist es, dieAbschußplanvor­
schläge für die ihr angehörenden Reviere 
aufeinander abzustimmen." , 

bb) die Hinweise zu Zeile 19 - Abschuß­
empfehlung der Hegegemeinschaft bzw. 
ihres Vorsitzenden erhalten folgende 
Fassung: 

"Hier ist die Abschußempfehlung der 
Hegegemeinschaft oder, wenn der Re­
vierinhaber einer solchen nicht ange­
hört, des Vorsitzenden der Hegegemein­
schaft, in deren räumlichem Wirkungs­
bereich das Jagdrevier liegt, einzutra­
gen. Weicht die Abschußempfehlung der 
Hegegemeinschaft bzw. ihres Vorsitzen­
den von dem einvernehmlich mit dem 
Jagdvorstand oder dem Inhaber des 
Eigenj agdreviers aufgestellten Abschuß­
vorschlag ab, so ist vor der Einreichung 
des Abschußplans bei der Jagdbehörde 
dem Jagdvorstand oder dem Inhab~r des 
Eigenjagdreviers Gelegenheit zur Auße­
rung über die Abschußempfehlung zu 
geben.", 
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cc) in den Hinweisen zu Zeile 20 - Bestätig­
ter oder festgesetzter Abschuß wird der 
Satzteil '" mit der Abschußempfehlung 
der Hegegemeinschaft bzw. ihres Vorsit­
zenden übereinstimmt" gestrichen, 

e) Anlage 7 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 der Hinweise auf Bejagungs­
grundsätze erhält folgende Fassung: 

"Die Höhe der Bejagungseingriffe hat 
sich auszurichten auf die Erhaltung 
eines gesunden Wildbestandes, der den 
landschaftlichen und landeskulturellen 
Verhältnissen angepaßt ist. Für die Ein­
schätzung der tragbaren Wild dichte in 
einem bestimmten Lebensraum ist ne­
ben der körperlichen Verfassung des Wil­
des der Zustand der Vegetation, insbe­
sondere der Waldverjüngung vorrangig 
zu berücksichtigen. " , 

bb) die Hinweise zum Ausfüllen der Zeile 15 
- Abschußvorschlag des Revierinhabers 
erhalten folgende Fassung: 

"Der Abschußvorschlag ist im Einver­
nehmen mit dem Jagdvorstand oder dem 
Inhaber des verpachteten Eigenjagd­
reviers aufzustellen. Aufgabe der Hege­
gemeinschaft ist es, die Abchußplanvor­
schläge für die ihr angehörenden Reviere 
aufeinander abzustimmen." , 

cc) die Hinweise zum Ausfüllen der Zeile 16 
- Abschußempfehlung der Hegegemein­
schaft bzw. ihres Vorsitzenden erhalten 
folgende Fassung: 

"Hier ist die Abschußempfehlung der 
Hegegemeinschaft oder, wenn der Re­
vierinhaber einer solchen nicht ange­
hört, des Vorsitzenden der Hegegemein­
schaft, in deren räumlichem Wirkungs­
bereich das Jagdrevier liegt, einzutra­
gen. Weicht die Abschußempfehlung der 
Hegegemeinschaft bzw. ihres Vorsitzen­
den von dem einvernehmlich mit dem 
Jagdvorstand oder dem Inhaber des 
Eigenjagdreviers aufgestellten Abschuß­
vorschlag ab, so ist vor der Einreichung 
des Abschußplans bei der Jagdbehörde 
dem Jagdvorstand oder dem Inhaber des 

Eigenjagdreviers Gelegenheit zur Äuße­
rung über die Abschußempfehlung zu 
geben.", 

dd) in den Hinweisen zum Ausfüllen der 
Zeile 17 - Bestätigter oder festgesetzter 
Abschuß wird der Satzteil", mit der 
Abschußempfehlung der Hegegemein­
schaft bzw. ihres Vorsitzenden überein­
stimmt" gestrichen, 

f) Anlage 8a wird durch die Anlage dieser Ver­
ordnung ersetzt, 

g) Anlage 9 Seite 2 wird wie folgt geändert: 

In der Spalte Rotwild - Hirsche der Klasse I 
- und in der Spalte Damwild - Hirsche der 
Klasse I - entfällt jeweils die Unterteilung 
der Hirsche in die Klassen Ia und Ib, 

h) in der Anlage 10 wird die Abschußmeldung 
wie folgt geändert: 

aa) in der Angabe "Hirsche d. Klasse Ia" 
wird der Buchstabe "a" gestrichen, 

bb) die Zeile für die Abschußmeldung der 
Hirsche der Klasse Ib wird gestrichen, 

i) in Nummer 7 der Anlage 11 werden nach den 
Worten "Tröstau-Grötschenreuth," die 
Worte "EJR Fahrenbach, " und nach den 
Worten "StJR Forstamt Wunsiedel (Distrikt 
Kösseine West)," die Worte "EJR Rodatz, 
Petterfy," gestrichen; in der Klammerbe­
zeichnung ,,(Distrikt Steinsclirangen ein­
schließlich Angliederung Sophienthal)" 
wird das Wort "Steinschrangen" durch 
"Steinachrangen" ersetzt. 

§2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. April 1989 in 
Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt jedoch § 1 
Nr. 12 am 1. Januar 1989 in Kraft. 

München, den 7. Dezember 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Simon N ü s s e l, S taa tsminister 
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Anlage 3 - Seite 2 -

I. Hinweise für die Aufgliederung des männlichen Rotwildes nach den Klassen I, 11 und 111 und auf Bejagungsgrundsätze für das 
Rotwild: . 

Hirsche der Klasse 111 
Das sind Hirsche vom 1. bis zum 3. Kopf. Gut veranlagte Hirsche sollen, soweit im Rahmen des zahlen mäßig erforderlichen Abschusses 
möglich, geschont werden. 
Hirsche der Klasse 11 
Das sind Hirsche vom 4. bis zum 9. Kopf, unterteilt in 
lIa - Hirsche mit einer dem Hegeziel entsprechenden Körper- und Geweihentwicklung. Sie sind grundsätzlich zu schonen. 
Ilb - Hirsche mit einer dem Hegeziel nicht entsprechenden Körper- oder Geweihentwicklung. 
Dem Hegeziel entsprechen je nach Qualität des Rotwildvorkommens körperlich gut entwickelte Hirsche mit massigen, langen, enden­
reichen Stangen und guter Geweihauslage. 
Hirsche der Klasse I 
Das sind Hirsche vom 10. Kopf und älter. 
Bei der Bejagung des Rotwildes ist zu beachten: 
1. Die für den Lebensraum des Rotwildes tragbare Wilddichte wird von den zuständigen Jagdbehörden bei der Abschußplanung beur­

teilt; soweit Staatsjagdreviere zu dem Lebensraum gehören , erfolgt die Beurteilung im Einvernehmen mit den zuständigen Forst­
behörden. 
Die Abschußpläne für die einzelnen Jagdreviere haben sich der großräumigen Einschätzung der tragbaren Wilddichte anzupassen. 

2. Das Geschlechterverhältnis ist auf 1 :1 zu bringen oder zu halten. 
3. Der Zuwachs ist zwischen 70 % und 80 % der Alttiere (also ohne Schmaltiere) des "Wildbestandes zur Abschußbemessung" anzu­

setzen. 
4. Die Erhaltung einer dem Wildbestand angemessenen Altersstruktur verlangt starke Eingriffe in den Zuwachs und in die Jugendklasse. 

Die mittlere Altersklasse ist weitgehend zu schonen. Die obere Altersklasse soll rechtzeitig genutzt werden. Weist der Wildbestand 
eine tragbare Wilddichte, einen normalen Altersaufbau und ein ausgeglichenes Geschlechterverhältnis auf, so ist bei der Bejagung 
folgende Aufteilung der Abschüsse anzustreben: 
Vom Zuwachs soll etwa die Hälfte erlegt werden. Das entspricht, wenn dieAbschußplanung keine Veränderung derWildbestandshöhe 
zum Ziel hat, zugleich der Hälfte des Gesamtabschusses. Die auf die einzelnen Altersklassen entfallenden Abschüsse sollen so auf­
geteilt werden, daß etwa 50 % auf die Jugendklasse, etwa 20 % auf die mittlere und etwa 30 % auf die obere Altersklasse entfallen. 

Im übrigen wird auf die Richtlinien für die Hege und Bejagung des Schalenwildes in Bayern verwiesen. 

11. Hinweise zum Ausfüllen der Zeilen 12-20: 
Zu A Vorjahr: 
Der Revierinhaber hat in Zeile 12 den bestätigten oder festgesetzten , in Zeile 13 den durchgeführten Abschuß des vorangegangenen 
Jagdjahres, in Zeile 14 die bis zum 31 . März bekanntgewordenen Fallwildstücke mit Ausnahme des vor Beginn der Jagdzeit gefallenen, 
im ersten Lebensjahr stehenden Jungwildes und in Zeile 15 den Gesamtabgang einzutragen. Fallwild ist"alles Wild , das durch andere 
Art als durch Erlegen verendet ist. 
Zu B Planungsjahr: 
Zeile 16 - Ergebnis der Winter- oder Frühjahrszählung: 
Hier hat der Revierinhaber das Ergebnis der Winter- oder Frühjahrszählung unter Berücksichtigung des Altersüberganges einzutragen. 
Es gelten demnach die im Vorjahr gesetzten männlichen Kälber als Hirsche der Klasse 111 , die weiblichen Kälber des Vorjahres als 
Schmaltiere und die Schmaltiere des Vorjahres als Alttiere. Die Zählergebnisse in den einzelnen Jagdrevieren bilden eine Unterlage für 
die großräumige Wildbestandserfassung durch die Hegegemeinschaft. Wo Zählungen nicht möglich sind, ist diese Zeile nicht auszu­
füllen. 

Zeile 17 - Wildbestand zur Abschußbemessung: 
Hier ist der voraussichtliche Wildbestand des Jagdreviers während der Jagdzeit einschließlich des Zuwachses einzutragen. Da dieser 
Wildbestand nicht exakt festgestellt werden kann und jahreszeitlichen Schwankungen unterliegt, ist er als Durchschnittswildbestand 
gutachtlich zu ermitteln. Beurteilungsgrundlagen sind u. a. : Wildzählungen im Winter oder Frühjahr unter Berücksichtigung der Zu- und 
Abwanderungen, Erfahrungswerte aufgrund sorgfältiger Beobachtung des Wild bestandes während des ganzen Jahres, Abschußer­
gebnisse der Vorjahre. Für Wechselwild reviere, in welchen das Rotwild keinen Einstand hat, entfällt der Eintrag . 

Zeile 18 - Abschußvorschlag des Revierinhabers: 
Der Abschußvorschlag ist im Einvernehmen mit dem Jagdvorstand oder dem Inhaber eines verpachteten Eigenjagdreviers aufzustellen. 
Aufgabe der Hegegemeinschaft ist es, die Abschußpianvorschläge für die ihr angehörenden Reviere aufeinander abzustimmen. 

Zeile 19 - Abschußempfehlung der Hegegemeinschaft bzw. ihres Vorsitzenden: 
Hier ist die Abschußempfehlung der Hegegemeinschaft oder, wenn der Revierinhaber einer solchen nicht angehört , des Vorsitzenden 
der Hegegemeinschaft, in deren räumlichem Wirkungsbereich das Jagdrevier liegt, einzutragen. Weicht die Abschußempfehlung der 
Hegegemeinschaft bzw. ihres Vorsitzenden von dem einvernehmlich mit dem Jagdvorstand oder dem Inhaber des Eigenjagdreviers auf­
gestellten Abschußvorschlag ab, so ist vor der Einreichung des Abschußplanes bei der Jagdbehörde dem Jagdvorstand oder dem 
Inhaber des Eigenjagdreviers Gelegenheit zur Außerung über die Abschußempfehlung zu geben. 

Zeile 20 - Bestätigter oder festgesetzter Abschuß: 
Der eingereichte Abschußplan ist von der Jagdbehörde zu bestätigen, wenn er den Vorschriften des § 21 Abs. 1 BJagdG und des Art. 32 
Abs. 1 Satz 2 BayJG entspricht und das Einvernehmen mit dem Jagdvorstand oder dem Inhaber des Eigenjagdreviers vorliegt. In allen 
übrigen Fällen ist er festzusetzen. Entsprechendes gilt für die Bestätigung oder Festsetzung des Abschußplanes verpachteter Staats­
jagdreviere durch die Forstbehörde. 
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Anlage 4 - Seite 2-

I. Hinweise für die Aufgliederung des männlichen Damwildes nach den Klassen I, 11 und 111 und auf Bejagungsgrundsätze für das 
Damwild: 

Hirsche der Klasse 111 
Das sind Hirsche vom 1. bis zum 3. Kopf. Gut veranlagte Hirsche sollen , soweit im Rahmen des zahlenmäßig erforderlichen Abschusses 
möglich, geschont werden. 
Hirsche der Klasse 11 
Das sind Hirsche vom 4. bis zum 7. Kopf, unterteilt in 
lIa - Hirsche mit einer dem Hegeziel entsprechenden Körper- und Geweihentwicklung. Sie sind grundsätzlich zu schonen. 
IIb - Hirsche mit einer dem Hegeziel nicht entsprechenden Körper- oder Geweihentwicklung. 
Dem Hegeziel entsprechen körperlich gut entwickelte Hirsche mit beiderseits voll ausgebildeten Schaufeln ohne große Formfehler und 
mit guter Auslage. 
Hirsche der Klasse I 
Das sind Hirsche vom 8. Kopf und älter. 
Bei der Bejagung des Damwildes ist zu beachten: 
1. Die für den Lebensraum des Damwildes tragbare Wilddichte wird von den zuständigen Jagdbehörden bei der Abschußplanung beur­

teilt; soweit Staatsjagdreviere zu dem Lebensraum gehören, erfolgt die Beurteilung im Einvernehmen mit den zuständigen Forst­
behörden. 
Die Abschußpläne für die einzelnen Jagdreviere haben sich der großräumigen Einschätzung der tragbaren Wilddichte anzupassen. 

2. Das Geschlechterverhältnis ist auf 1 :1 zu bringen oder zu halten. 
3. Der Zuwachs ist zwischen 70 % und 80 % der Alttiere (also ohne Schmaltiere) des "Wildbestandes zur Abschußbemessung" anzu­

setzen. 
4. Die Erhaltung einer dem Wildbestand angemessenen Altersstruktur verlangt starke Eingriffe in den Zuwachs und in die Jugendklasse. 

Die mittlere Altersklasse ist weitgehend zu schonen. Die obere Altersklasse soll rechtzeitig genutzt werden. Weist der Wildbestand 
eine tragbare Wilddichte, einen normalen Altersaufbau und ein ausgeglichenes Geschlechterverhältnis auf, so ist bei der Bejagung 
folgende Aufteilung der Abschüsse anzustreben: 
Vom Zuwachs soll etwa die Hälfte erlegt werden. Das entspricht, wenn dieAbschußplanung keine Veränderung derWildbestandshöhe 
zum Ziel hat, zugleich der Hälfte des Gesamtabschusses. Die auf die einzelnen Altersklassen entfallenden Abschüsse sollen so auf­
geteilt werden, daß etwa 50 % auf die Jugendklasse, etwa 20 % auf die mittlere und etwa 30 % auf die obere Altersklasse entfallen. 

Im übrigen wird auf die Richtlinien für die Hege und Bejagung des Schalenwildes in Bayern verwiesen. 

11. Hinweise zum Ausfüllen der Zeilen 12-20: 
Zu A Vorjahr: 
Der Revierinhaber hat in Zeile 12 den bestätigten oder festgesetzten, in Zeile 13 den durchgeführten Abschuß des vorangegangenen 
Jagdjahres, in Zeile 14 die bis zum 31. März bekanntgewordenen Fallwildstücke mit Ausnahme des vor Beginn der Jagdzeit gefallenen, 
im ersten Lebensjahr stehenden Jungwildes und in Zeile 15 den Gesamtabgang einzutragen. Fallwild ist alles Wild , das durch andere 
Art als durch Erlegen verendet ist. 
Zu B Planungsjahr: 
Zeile 16 - Ergebnis der Winter- oder Frühjahrszählung: 
Hier hat der Revierinhaber das Ergebnis der Winter- oder Frühjahrszählung unter Berücksichtigung desAltersüberganges einzutragen. 
Es gelten demnach die im Vorjahr gesetzten männlichen Kälber als Hirsche der Klasse 111, die weiblichen Kälber des Vorjahres als 
Schmaltiere und die Schmaltiere des Vorjahres als Alttiere. Die Zählergebnisse in den einzelnen Jagdrevieren bilden eine Unterlage für 
die großräumige Wildbestandserfassung durch die Hegegemeinschaft. Wo Zählungen nicht möglich sind, ist diese Zeile nicht auszu­
füllen . 

Zeile 17 - Wildbestand zur Abschußbemessung: 
Hier ist der voraussichtliche Wildbestand des Jagdreviers während der Jagdzeit einschließlich des Zuwachses einzutragen. Da dieser 
Wildbestand nicht exakt festgestellt werden kann und jahreszeitlichen Schwankungen unterliegt, ist er als Durchschnittswildbestand 
gutachtlich zu ermitteln. Beurteilungsgrundlagen sind u. a.: Wildzählungen im Winter oder Frühjahr unter Berücksichtigung der Zu- und 
Abwanderungen, Erfahrungswerte aufgrund sorgfältiger Beobachtung des Wildbestandes während des ganzen Jahres, Abschußer­
gebnisse der Vorjahre. FürWechselwildreviere, in welchen das Damwild keinen Einstand hat, entfällt der Eintrag. 

Zeile 18 - Abschußvorschlag des Revierinhabers: 
Der Abschußvorschlag ist im Einvernehmen mit dem Jagdvorstand oder dem Inhaber eines verpachteten Eigenjagdreviers aufzustellen. 
Aufgabe der Hegegemeinschaft ist es, die Abschußpianvorschläge für die ihr angehörenden Reviere aufeinander abzustimmen. 

Zeile 19 - Abschußempfehlung der Hegegemeinschaft bzw. ihres Vorsitzenden: 
Hier ist die Abschußempfehlung der Hegegemeinschaft oder, wenn der Revierinhaber einer solchen nicht angehört, des Vorsitzenden 
der Hegegemeinschaft, in deren räumlichem Wirkungsbereich das Jagdrevier liegt, einzutragen. Weicht die Abschußempfehlung der 
Hegegemeinschaft bzw. ihres Vorsitzenden von dem einvernehmlich mit dem Jagdvorstand oder dem Inhaber des Eigenjagdreviers auf­
gestellten Abschußvorschlag ab, so ist vor d~r Einreichung des Abschußplanes bei der Jagdbehörde dem Jagdvorstand oder dem 
Inhaber des Eigenjagdreviers Gelegenheit zur Außerung über die Abschußempfehlung zu geben. 

Zeile 20 - Bestätigter oder festgesetzter Abschuß: 
Der eingereichte Abschußplan ist von der Jagdbehörde zu bestätigen, wenn er den Vorschriften des § 21 Abs. 1 BJagdG und des Art . 32 
Abs. 1 Satz 2 BayJG entspricht und das Einvernehmen mit dem Jagdvorstand oder dem Inhaber des Eigenjagdreviers vorliegt. In allen 
übrigen Fällen ist er festzusetzen. Entsprechendes gilt für die Bestätigung oder Festsetzung des Abschußplanes verpachteter Staats­
jagdreviere durch die Forstbehörde. 

Dieser Abschußplan ist erforderlichenfalls auch für die Abschußplanung des Sikawildes mit der Maßgabe zu verwenden, daß die Spalten 
Nummern 01 bis 04 nicht ausgefüllt zu werden brauchen. 
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Bayerisches Gesetz- und Verordnungs blatt 
Max Schick GmbH, Druckerei und Verlag 
Karl-Schmid-Straße 13, 8000 München 82 
Postvertriebsstück - Gebühr bezahlt 

7902-19-E 

Bekanntmachung 
über die Aufstellung des Waldfunktionsplans 

für den Regierungsbezirk Oberbayern 
Teilabschnitt München 

Vom 22. November 1988 

I. 
Auf Grund des Art. 6 Satz 1 des Waldgesetzes für 

Bayern - BayWaldG - (BayRS 7902- 1-E) und von 
Art. 15 und 16 des Bayerischen Landesplanungsge­
setzes - BayLplG - (BayRS 230-1-U) hat die Ober­
forstdirektion München im Einvernehmen mit der 
Regierung von Oberbayern den Waldfunktionsplan 
für den Regierungsbezirk Oberbayern, Teilab­
schnitt München, als fachlichen Plan gemäß Art. 15 
BayLplG aufgestellt. 

lI. 
Der fachliche Geltungsbereich des Plans bezieht 

sich auf die Erhaltung des Waldes und dessen nach­
haltige, funktionsgerechte Behandlung. Der Plan 
trifft Aussagen über 
- Erhaltung und Mehrung derWaldfläche 
- Sicherung und Verbesserung der Nutzfunktionen 

des Waldes 
- Sicherung und Verbesserung der Schutzfunktio­

nen des Waldes 
- Sicherung und Verbesserung der Erholungsfunk­

tion des Waldes 
- Sicherung und Verbesserung der Sonderfunktio­

nen des Waldes 
- Schutz der freilebenden Tierwelt einschließlich 

Wildbestandsregulierung und Jagd. 
Der räumliche Geltungsbereich des Teilabschnitts 
München umfaßt die Region 14 München (Verord­
nung über das Landesentwicklungsprogramm Bay­
ern vom3. Mai 1984, GVBlS.121, ber. S. 337,BayRS 
230-1- 5-U, Anlage zu § 1, TeilAII 7 Anhang 5). 

IlI. 
Der Teilabschnitt des Waldfunktionsplans ist bei 

den Landratsämtern Dachau, Ebersberg, Erding, 
Freising, Fürstenfeldbruck, Landsberg a. Lech, 
München, Starnberg und der Landeshauptstadt 
München zur Einsichtnahme ab 19. Dezember 1988 
ausgelegt. Die Auslegezeiten richten sich nach den 
jeweils festgelegten Zeiten für den Parteiverkehr. 

IV. 
Die Ziele des Waldfunktionsplans sind gemäß § 5 

Abs.4 in Verbindung mit § 4 Abs. 5 des Raumord­
nungsgesetzes von den Behörden des Bundes und 
der Länder, den Gemeinden und Gemeindeverbän­
den, den öffentlichen Planungsträgern sowie im 
Rahmen der ihnen obliegenden Aufgaben von den 
bundesunmittelbaren und den der Aufsicht des 
Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts bei Planun­
gen und allen sonstigen Maßnahmen, durch 
die Grund und Boden in Anspruch genommen oder 
die räumliche Entwicklung eines Gebiets beein­
flußt wird, zu beachten. 

V. 
Der Teilabschnitt München des Waldfunktions­

plans tritt am 19. Dezember 1988 in Kraft. 

München, den 22 . November 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Simon Nüssel, Staatsminister 
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